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1. Einleitung  

 

Im Dezember 2020 haben sich die EU-Staats- und Regierungschefs darauf verständigt, das EU-Klima-

ziel anzupassen, um das Übereinkommen der UN-Klimakonferenz in Paris 2015 (COP 21) zu erreichen: 

Die EU-Treibhausgas-Emissionen (THG-Emissionen) sollen bis 2030 um mindestens 55 Prozent ge-

genüber 1990 sinken. Das Europäische Klimagesetz, das als Vorschlag vorliegt, schreibt das übergeord-

nete Ziel einer EU-weiten THG-Neutralität bis zum Jahr 2050 verbindlich fest. (1) 

 

Mit dem 2019 beschlossenen Klimaschutzgesetz und dem im Juni 2021 beschlossenen Sofortprogramm 

für mehr Klimaschutz sowie mit dem ebenfalls im Juni 2021 beschlossenen Klimaschutzgesetz 2021 hat 

Deutschland seine nationalen Minderungsziele angepasst und damit zugleich das Bundesverfassungs-

gerichtsurteil zum Klimaschutzgesetz umgesetzt. Neue Klimaschutzziele für Deutschland sind die Kli-

maneutralität bis 2045, die THGE-Minderung um mindestens 65 Prozent bis 2030 und um 85 Prozent 

bis 2040 gegenüber 1990. Für 2031 bis 2040 werden im Klimaschutzgesetz 2021 jährliche Minderungs-

ziele für die Sektoren festgeschrieben. Den Löwenanteil der zusätzlichen Minderung bis 2030 sollen die 

Energiewirtschaft und die Industrie erbringen. (2) 

 

Bereits im Juli 2020 haben Bundestag und Bundesrat den Kohleausstieg verabschiedet. Gleichzeitig 

wurde beschlossen, die Stromerzeugung aus erneuerbaren Energien (EE-Stromerzeugung) auszubauen 

und den Strukturwandel in den vom Kohleausstieg betroffenen Regionen zu unterstützen.  

 

Das Energieland Brandenburg ist geprägt durch die historisch gewachsene Braunkohleindustrie – seit 

Jahren aber auch Vorreiter beim Ausbau der erneuerbaren Energien und aktiver Akteur der Energie-

wende. Schon früh war und ist das Land Brandenburg mit verschiedenen energiesystem-relevanten Her-

ausforderungen konfrontiert und sieht in dem Element Wasserstoff großes Potenzial zur Unterstützung 

bei der Transformation des Energiesystems und der Reduzierung von CO2-Emissionen. Die 2019 be-

auftragte „H2-Industrie Potenzialstudie Brandenburg“ (6) zeigt zudem, dass Sektorenkopplung (Power-

to-X-Technologien) und der Aufbau einer Wasserstoffwirtschaft auch enorme Chancen für Energiere-

gionen in Form von zusätzlicher regionale Wertschöpfung und Beschäftigung bieten kann– also genau 

das, was für eine erfolgreiche Strukturentwicklung nicht zuletzt in den Braunkohlerevieren dringend 

benötigt wird und wovon das ganze Land Brandenburg profitieren kann. 

 

Daher hat sich Brandenburg bereits im Juni 2020 zusammen mit Sachsen und Sachsen-Anhalt mit dem 

„Eckpunktepapier der ostdeutschen Kohleländer zur Entwicklung einer regionalen Wasserstoff-

wirtschaft“ (4) bekannt. Das einheitliche Auftreten der Länder ist ein politisches Statement, wie sich 

eine grüne Wasserstoffwirtschaft positiv auf die Energiewende und auf die Strukturentwicklung in Ener-

gieregionen auswirken kann. 

 

Zeitgleich zum „Eckpunktepapier“ wurde mit der Nationalen Wasserstoffstrategie (3) im Juni 2020 die 

Bedeutung von Wasserstoff als einen tragenden Baustein der Energiewende bestätigt und einen Rahmen 

für die künftige Erzeugung, Transport, Nutzung und Weiterverwendung von Wasserstoff gesetzt. Die 

Nationale Wasserstoffstrategie definiert H2-Technologien als Kernelemente der Energiewende und De-

karbonisierung, sieht aber auch ein wachsendes industrie-politisches Potenzial.  
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Um dieses zukünftige Wertschöpfungspotenzial der Wasserstoffwirtschaft zu nutzen, im internationalen 

Wettbewerb konkurrenzfähig zu bleiben und Arbeitsplätze in der gesamten Region zu sichern sowie 

neue zu schaffen, wurden im Eckpunktepapier die wesentlichen Bereiche/Handlungsfelder und ihre 

Entwicklungspotentiale identifiziert. 

 

Die konkrete Ausgestaltung dieser Entwicklungspotenziale haben sich die Bundesländer Brandenburg 

und Sachsen-Anhalt sowie der Freistaat Sachsen im Eckpunktepapier in Form einer jeweiligen Strategie 

auf Landesebene zur Aufgabe gemacht mit dem Ziel, die regionalen Bedingungen in den Blick zu neh-

men und passgenaue Ansätze zu entwickeln. Zudem wurden in allen drei Bundesländern Stakeholder-

Beteiligungsprozesse vorgesehen. 

 

Ein öffentlicher Beteiligungsprozess im Rahmen der Erarbeitung einer Wasserstoffstrategie (H2-Strate-

gie) für das Land Brandenburg erscheint ohne die Betrachtung des Landes Berlin jedoch nur einge-

schränkt zielführend. Berlin ist für Brandenburg bereits heute ein wichtiger Energiepartner – ein Sach-

verhalt, der im Zuge der Energiewende weiter an Bedeutung zunehmen wird.  

Die Landesregierung Brandenburg und der Senat von Berlin haben deswegen am 20. April 2021 be-

schlossen, gemeinsam Potenziale der Wasserstoffnutzung für die Hauptstadtregion Berlin-Brandenburg 

zu entwickeln. Dazu wurde ein gemeinsames Vorhaben im Rahmen des „Strategischen Gesamtrahmen 

Hauptstadtregion“ unter Federführung von MWAE und SenWiEnBe verabschiedet. Ziel war es, einen 

länderübergreifenden Stakeholderdialog zur Erstellung einer Wasserstoff-Roadmap für Brandenburg 

und die Hauptstadtregion zu initiieren und erste Potenziale auch für regionale Synergien zu identifizie-

ren.   

 

Aus diesem Grund hat das Reiner Lemoine Institut (RLI) im Auftrag von Brandenburg in enger Abstim-

mung mit Berlin im März 2021 eine umfassende öffentliche Online-Umfrage zum Thema Wasserstoff 

für Brandenburg und die Hauptstadtregion durchgeführt. Zahlreiche H2-Akteurinnen und Akteure aus 

Berlin und der Hauptstadtregion waren eingeladen, sich zu beteiligen. Das große Interesse an dem 

Thema spiegelt sich in den mehr als 340 Teilnehmenden wider, die mehr als 41.000 Antworten in der 

Umfrage gaben. 

 

 
Abbildung 1: Stakeholderbeteiligung: Online-Umfrage 
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In den nachfolgenden Kapiteln finden sich in den Abschnitten „Stand und aktuelle Aktivitäten“ sowie 

„Potenziale und Herausforderungen“ jeweils die Ergebnisse aus der Online-Umfrage mit Bezug zum 

jeweiligen Handlungsfeld. Aus datenschutzrechtlichen Gründen werden in der H2-Strategie keine Ein-

zelprojekte und Akteurinnen und Akteure genannt. Aus der Analyse der Antworten, die die Befragten 

in der Umfrage gaben, sowie durch den Einbezug relevanter Studien wurden durch das RLI Handlungs-

empfehlungen zum Aufbau einer Wasserstoffwirtschaft in Brandenburg und der Hauptstadtregion erar-

beitet. 

 

Die vorliegende brandenburgische H2-Strategie berücksichtigt neben  

 dem Eckpunktepapier der ostdeutschen Kohleländer Sachsen, Sachsen-Anhalt und Branden-

burg für eine regionale H2-Wirtschaft (4), 

 den Energie- und Klimaschutzatlas Brandenburg (EKS) (5) 

 die „H2-Industrie Potenzialstudie Brandenburg“ (6)  

 die Studie „Berlin Paris-konform machen“ (im Erscheinen) (7) 

 das Berliner Energie- und Klimaschutzprogramm 2030 (BEK 2030) (8) 

 den „H2-Masterplan Ostdeutschland“ (9) 

 die „Metastudie Wasserstoff“ (10) 

 weitere relevante Studien und Dokumente 

 

Aufbauend auf dem strategischen Eckpunktepapier der ostdeutschen Kohleländer fließen diese Ergeb-

nisse und Empfehlungen nun in eine maßnahmenkonkrete brandenburgische H2-Strategie ein.  

 

Die H2-Strategie des Landes Brandenburg soll einen positiven Beitrag sowohl für die Energiewende 

als auch für die Strukturentwicklung in der Region leisten. Sie sieht sich als einen Baustein im Rah-

men der Energiestrategie und des Klimaplans des Landes Brandenburg. Mit der H2-Strategie be-

kennt sich das Land Brandenburg zu den globalen und nationalen Klimazielen. 
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2. Motivation und Potenziale  

2.1 Warum Wasserstoff  

 

In der klimaneutralen Energieversorgung der Zukunft wird grüner1 Wasserstoff eine Schlüsselrolle ein-

nehmen: Er kann zur Lösung verschiedener energiesystem-relevanter Herausforderungen beitragen. Auf 

der Erzeugungsseite bietet er die Möglichkeit, das zeitliche Auseinanderfallen von Angebot und Nach-

frage nach erneuerbaren Energien auszugleichen. Als Energieträger eröffnet er zusätzliche Möglich-

keiten des Transports sowie der Speicherung von Energie und kann damit zur Versorgungssicherheit 

beitragen. Auf der Nutzungsseite wird grüner Wasserstoff eine wesentliche Rolle bei der Dekarboni-

sierung industrieller Prozesse, Mobilitätsanwendungen sowie im Wärmebereich spielen und ein not-

wendiger Baustein für die Sektorenkopplung sein. Auch in Bereichen, wo eine Vollelektrifizierung un-

wirtschaftlich oder aus anderen Gründen mittelfristig nicht umsetzbar wäre, finden sich Anwendungs-

möglichkeiten für grünen Wasserstoff. 

 

Die „Metastudie Wasserstoff“ mehrerer Fraunhofer Institute benennt auf Basis vorliegender Energie-

systemstudien eine „Bandbreite des Bedarfs für Wasserstoff- und Syntheseprodukte [in Höhe von] 400 

bis knapp 800 TWh“ über alle Sektoren in Deutschland für das Jahr 2050 (10). „In der Hochlaufphase 

wird i.d.R. recht früh eine Nachfrage in der Industrie in den Studien ausgewiesen. Danach folgen eine 

Nachfrage im Verkehrssektor und eher längerfristig in den meisten Szenarien für den Gebäudesektor.“ 

(10)  

Das „Energieland Brandenburg“ hat ideale Voraussetzungen, um Klimaschutz und nachhaltige wirt-

schaftliche Entwicklung gleichermaßen zu beschleunigen. Dazu gilt es die Erzeugungspotenziale der 

erneuerbaren Energien vollständig auszuschöpfen.  

 

Der Aufbau einer H2-Wirtschaft kann wachstums- und strukturpolitische Anreize setzen (hohe Arbeits-

platzquantität und -qualität) und spielt eine Rolle im Prozess des Strukturwandels. Wasserstoff kann 

hier Wertschöpfungsketten generieren und die Länder Brandenburg und Berlin haben die Chance, einen 

Technologievorsprung auch für Exportgüter aufzubauen. 

 

Es ist davon auszugehen, dass zukünftig der H2-Bedarf stark ansteigen wird; Brandenburg hat die Mög-

lichkeit, einen Marktvorsprung aufzubauen. Die lokale Produktion von Wasserstoff ist hier ein wichtiger 

Faktor, um die lokale Wertschöpfung zu entwickeln und zu stärken. Ziel ist die Erzeugung und Nutzung 

von grünem Wasserstoff. Entscheidend ist hier, zu welchem Zeitpunkt ausreichend grüner Wasserstoff 

hergestellt werden kann und zu welchen Konditionen, sodass dieser wirtschaftlich die Bedarfe decken 

kann. Sofern im Aufbau der H2-Wirtschaft besonders am Anfang noch nicht die nötigen Mengen zur 

Verfügung stehen werden, wird vorübergehend auch „blauer“2 oder „türkiser“3 Wasserstoff notwendig 

sein. Die Bundesregierung weist in ihrer Nationalen H2-Stratgie auf die wachsende Bedeutung von CO2-

 

1 Im Eckpunktepapier der ostdeutschen Kohleländer heißt es: „Unter „grünem“ Wasserstoff verstehen wir Wasser-

stoff, der „durch Elektrolyse von Wasser hergestellt [wird], wobei für die Elektrolyse ausschließlich Strom aus er-
neuerbaren Energien zum Einsatz kommt. Unabhängig von der gewählten Elektrolysetechnologie erfolgt die Pro-
duktion von Wasserstoff CO2-frei, da der eingesetzte Strom zu 100 % aus erneuerbaren Quellen stammt und da-
mit CO2-frei ist.“ (4) 
Die Definition für „grünen“ Wasserstoff wird derzeit auf EU-Ebene diskutiert. 
2 Unter „blauem“ Wasserstoff verstehen wir ostdeutsche Kohleländer: Erdgasdampfreformierung in Verbindung 

mit Abspaltung von CO2. (4) 
3 „Türkiser“ Wasserstoff: Aufspaltung von Erdgas mithilfe von Methanpyrolyse in Wasserstoff und festen Kohlen-

stoff. (4) 

https://mwae.brandenburg.de/media/bb1.a.3814.de/Wasserstoff_Eckpunktepapier_Kohlelaender.pdf
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neutralem (z. B. „blauer“ oder „türkiser“) Wasserstoff auf dem globalen und europäischen Wasserstoff-

markt hin. Durch die enge Einbindung von Deutschland in die europäische Energieversorgungsinfra-

struktur wird daher auch in Deutschland CO2-neutraler Wasserstoff eine Rolle spielen und, wenn ver-

fügbar, auch übergangsweise genutzt werden (3). Um das Ziel der CO2-Vermeidung und der Klimaneut-

ralität von Prozessen, Produkten und Antrieben zu erreichen, ist grüner Wasserstoff jedoch unabding-

lich. Das klare bereits im Eckpunktepapier formulierte Ziel den Markthochlauf von grünem Wasserstoff 

sowie die damit zusammenhängenden Wertschöpfungsketten und Infrastrukturen zu unterstützen, soll 

somit auch noch einmal in dieser H2-Strategie gefestigt werden. 

 

2.2 Akteurinnen und Akteure in Brandenburg und der Hauptstadtregion 

 

Aus datenschutzrechtlichen Gründen werden in der H2-Strategie keine Einzelprojekte und Akteurinnen 

und Akteure genannt. Jedoch wird im zweiten Halbjahr 2021 ein digitaler H2-Marktplatz erstellt und 

zum Jahresende in Betrieb genommen. In diesem können Akteurinnen und Akteure eigenständig ihre 

H2-Aktivitäten darstellen, Aktivitäten anderer Akteurinnen und Akteure überblicken und sich miteinan-

der vernetzen. Außerdem lässt sich dieser Markplatz als Grundlage zur Infrastrukturplanung nutzen 

(siehe Kapitel 10.4). 

 

Die Online-Umfrage ergab, dass viele Akteurinnen und Akteure aus der Wirtschaft in Brandenburg 

und der Hauptstadtregion das Thema Wasserstoff bereits strategisch verfolgen. Sie gaben an, in einem 

oder mehreren Feldern entlang der gesamten H2-Wertschöpfungskette tätig zu sein (Herstellung, Spei-

cherung, Verteilung, Nutzung oder Weiteres). Die Unternehmen stammen aus allen Bereichen der Wirt-

schaft: Herstellung und Fertigung von Produkten, Anlagen- und Maschinenbau, Automobil- und Luft-

fahrtindustrie, Energietechnik, -erzeugung, -speicherung und -transport, Transport von Waren und Per-

sonen sowohl straßen- als auch schienengebunden, Chemieindustrie und Raffinerien, Flugplätze und 

Flughäfen, Infrastrukturbetreibende sowie Dienstleistungsunternehmen und weitere. Sowohl KMU, als 

auch Großunternehmen sind hier involviert. Die Akteurinnen und Akteure verfolgen schwerpunktmäßig 

u. a. folgende strategische Ziele in Bezug auf Wasserstoff: 

 

 Eigene oder lokale (grüne) H2-Erzeugung zum Eigen- und Fremdverbrauch. Bei Nutzung grü-

nen Wasserstoffes nennen die Befragten als Ziel oft die Dekarbonisierung der Herstellung von 

Produkten sowie Prozessen. 

 Umstellung der Erzeugung von grauem auf grünen Wasserstoff gekoppelt mit EE-Stromerzeu-

gung. 

 Steigerung der EE-Stromerzeugung.  

 Vorhandene Infrastruktur (Gasnetze, Speicher) nutzen und/oder die eigene Anlagentechnik auf 

steigende H2-Anteile im Erdgas anpassen. 

 Planung, Errichtung und Wartung sowie Instandhaltung von H2-Tankstellen. 

   Umstellung von Firmenfahrzeugen auf H2-Antrieb. 

   Betrieb von BZ-Zügen.  

 

Auch die Akteurinnen und Akteure aus dem kommunalen Bereich (Gemeinden, Städte, kommunale 

Verkehrsunternehmen, Flughafen, Feuerwehr, Wasserbetriebe) nennen die Produktion von EE-Strom 
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und die dezentrale und eigenständige H2-Erzeugung als einen strategischen Schwerpunkt. Als Einsatz-

möglichkeiten stehen Mobilitätsanwendungen (Fuhrpark, straßen- und schienengebundener ÖPNV) und 

die Nutzung von Wasserstoff in der Erzeugung von Strom und Wärme im Vordergrund. Darüber hinaus 

wird die Abwasserbehandlung als potenzieller Anwendungsbereich für die Sektorenkopplung der Was-

serwirtschaft mit den Sektoren Energie und Verkehr genannt. 

 

Im Bereich Forschung und Entwicklung (FuE) sind sowohl privatwirtschaftliche Akteurinnen und 

Akteure mit Forschungsprojekten sowie staatliche Forschungseinrichtungen tätig: Von Grundlagenfor-

schung über anwendungsorientierte Grundlagenforschung bis hin zur stark anwendungsorientierten For-

schung (Hochschulen, Universitäten, Max-Planck-Institute, Helmholtz-Gemeinschaft Deutscher For-

schungszentren, Institute der Leibniz-Gemeinschaft, Fraunhofer Institute) sind Brandenburg und die 

Hauptstadtregion beim Thema Wasserstoff breit aufgestellt. An der Umfrage beteiligte Institutionen 

gaben an, u. a. derzeit an folgenden Themen zu forschen: 

  Entwicklung und Demonstration von H2-Technologien. 

   Entwicklung und Serienfertigung von BZ-Lösungen u. a. für Marine, H2-Motoren, E-Fuel-Mo-

toren und dezentralen PtX-Anlagen.  

   Entwicklung und Erprobung von Protonen-Austausch-Membran-Elektrolyseuren (PEM-Elekt-

rolyseuren) sowie der zugehörigen Entwicklung im Anlagenbau. 

   Dezentrale Rückverstromung von grünem Wasserstoff. 

   Unterirdische Speicherung von großen H2-Mengen. 

   Nutzung der Synergieeffekte von EE-Energieträgern zur Erhöhung der Grundlastfähigkeit für 

einen ganzjährigen Betrieb von Elektrolyseuren. 

 

Die Vereine, Verbände und Netzwerke, die in Brandenburg und Berlin den Aufbau einer H2-Wirt-

schaft unterstützen und begleiten, setzen sich für folgende Maßnahmen ein:  

   Den zügigen Aufbau einer H2-Wirtschaft entlang der gesamten Wertschöpfungskette: Produk-

tion, Aufbereitung, Speicherung, Transport, Retail/Tankstellen, Anwendungen in der Wärme, 

im Verkehr und in der Industrie. 

   Die Transformation der Region Berlin/Brandenburg zum „Hydrogen Valley“. 

   Die Gründung eines ganzheitlichen H2-Netzwerks, um systematisch Synergien zu schaffen.  

   Die Dekarbonisierung von Industrie- und Herstellungsprozessen, der Gasversorgung, der Luft-

fahrt und weiteren Bereichen mithilfe von grünem Wasserstoff. 

   Reallabore für die industrielle Umsetzung von Großelektrolyse und Großkavernen. 

 

Weitere Schwerpunkte sind die sicherheitstechnische Prüfung von H2-Anlagen, Entwicklung von Risi-

koanalysen mit Stufenmodellen zur Beimischung von Wasserstoff in Erdgassystemen (H2-ready-Ana-

lysen), Zertifizierung von grünem Wasserstoff in Bezug auf Erzeugung, Transport und Verbrauch mit 

Schwerpunkten auf Energieeffizienz und Umweltauswirkung. 
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2.3 Allgemeine Maßnahmen 

 

Vor dem Hintergrund sich verschärfender Klimaziele auf Bundes- und EU-Ebene und der Transforma-

tion des Energiesystems weg von fossilen hin zu erneuerbaren Erzeugungsarten und dem dadurch an-

stehenden Strukturwandel setzt Brandenburg frühzeitig den Fokus auf grünen Wasserstoff und wird dies 

strategisch kommunizieren. Andere „H2-Farben“ bzw. H2-Qualitäten dienen als „Brückentechnologien“.  

 

Maßnahme 1: Brandenburgs Potenziale zur Erzeugung erneuerbarer Energie (EE) nut-

zen und auch auf heimische Produktion von Wasserstoff setzen. 

 

In den nächsten Jahren und Jahrzehnten wird Wasserstoff voraussichtlich knapp sein. Die Dekarboni-

sierung mit kohlenstoffarmem Wasserstofftechnologien und synthetischen Gasen wird mit hohen Kos-

ten verbunden sein. Auch wenn mit einer Kostenreduktion durch „Scale-Up“-Effekte zu rechnen ist, 

kann direkte Elektrifizierung in bestimmten Bereichen effizienter und kostengünstiger sein (15). Es 

empfiehlt sich deshalb eine Priorisierung vorzunehmen, in welchen Bereichen Wasserstoff verstärkt 

zum Einsatz kommen soll. Anhand der folgenden Kategorien kann eine Abschätzung der Priorisierung 

durchgeführt werden: 

1. „No-Regret“-Optionen: Welche Bereiche sind ohne Wasserstoff und synthetische Kraft-

stoffe schwer zu dekarbonisieren? 

2. „Easy Win“ und „Moon Shot“-Optionen: In welchen Bereichen haben Brandenburg und die 

Hauptstadtregion bereits schnell umsetzbare Konzepte, die zu einem schnellen Markthoch-

lauf führen? („Easy Win“-Optionen) 

In welchen Bereichen werden langfristige Schwerpunkte (z. B. durch vertiefte Forschung 

und Entwicklung) gesetzt und langfristige H2-Visionen verfolgt. („Moon Shot“-Optionen) 

 

Die Abwägung priorisierter Handlungsfelder wird als nächster Schritt in einem ressort-übergreifenden 

Prozess stattfinden und zwischen Brandenburg und Berlin abgestimmt sein.  

 

Maßnahme 2: Priorisierte Handlungsfelder festlegen, um mit H2-Knappheit zu wirtschaf-

ten. Zukunftssichere Optionen zuerst durchführen und Abwägungen zwischen direkter 

Elektrifikation und der Nutzung von wasserstoffbasierten Anwendungen treffen. 

 

Das Land Brandenburg ist seit jeher Energieland und produziert als solches mehr als ein Zehntel des in 

Deutschland verbrauchten Stroms (14). Auch in Zukunft wird das Land Brandenburg seine Standort-

vorteile im Energiebereich nutzen und durch positive Kommunikation eine nachhaltige Industrieansied-

lung mit einer Wertschöpfung vor Ort sowie eine positive Entwicklung des regionalen Arbeitsmarktes 

ermöglichen. 

 

Maßnahme 3: Positive Kommunikation des „Energielandes Brandenburg“ auch im Rah-

men der Ansiedlungs- und Vermarktungsstrategie. 
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3. Handlungsfeld Herstellung von Wasserstoff 

3.1 Stand und aktuelle Aktivitäten 

 

In Brandenburg und der Hauptstadtregion stellen Energieversorgungsunternehmen, energieintensive In-

dustrien, kommunale Akteurinnen und Akteure und weitere Unternehmen der H2-Wirtschaft Wasser-

stoff her oder planen dies zukünftig zu tun. In der Umfrage haben 11 Prozent der Befragten angegeben, 

dass sie in der H2-Herstellung aktiv4 sind, zukünftig werden es 31 Prozent sein. Derzeit stellt die Elekt-

rolyse aus Wasser für die meisten Befragten die wichtigste Art der H2-Herstellung dar. Dieser Trend 

wird sich zukünftig verstärken. Auch bei der Plasmalyse ist ein deutlicher Zuwachs zu erwarten. Blauer 

und türkiser Wasserstoff spielen bei den Befragten derzeit eine untergeordnete Rolle. 

 

 
Abbildung 2: Wege der Wasserstoffherstellung aktuell und zukünftig  

 

In einem nächsten Schritt wurden die Maximalleistungen der bisherigen und der zukünftigen Produkti-

onskapazitäten abgefragt. 8 Prozent der Befragten machten zu ihren aktuellen Kapazitäten Angaben und 

11 Prozent taten dies für die in Zukunft geplanten Anlagen; die akkumulierten Maximalleistungen sind 

in Abbildung 3 dargestellt. 

 

4 Zahlreiche Akteurinnen und Akteure haben sich in der Online-Umfrage mehrerer Stufen der H2-Wertschöpfungs-

kette zugeordnet. 
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Abbildung 3: Herstellung von Wasserstoff 

 

Die Akteurinnen und Akteure planen und errichten oder betreiben, wie bereits gezeigt, hauptsächlich 

Elektrolyse-Anlagen zur Produktion von (grünem) Wasserstoff oder planen die Produktion von grauem 

auf grünen Wasserstoff umzustellen. Die Herstellung von grünem Wasserstoff sehen die Unternehmen 

als einen großen Hebel, um beispielsweise Prozesse oder Versorgungsnetze zu dekarbonisieren.  

In der Umfrage wurden zudem konkrete Projekte genannt, in denen Wasserstoff aus Abwasser mittels 

Schmutzwasser-Plasmalyse, mit einem Grünstromanteil aus der thermischen Abfallverwertung oder an-

deren Reststoffen hergestellt wird. 

Die H2-Herstellung umfasst teilweise die Errichtung und den Betrieb von Speicher- und Verteilungsinf-

rastruktur oder integriert u. a. die (regionale) Erzeugung von EE-Strom in die H2-Herstellung und die 

H2-Einspeisung in das Gasnetz. Der hergestellte Wasserstoff dient der Eigen- und Fremdnutzung in 

vielfältigen stofflichen und thermischen Anwendungen sowie zur Herstellung von Kraftstoffen, Mine-

ralölprodukten und chemischen Grundstoffen.5  

Des Weiteren werden in Reallaboren und zahlreichen H2-FuE-Projekten in Brandenburg und der Haupt-

stadtregion Methoden der H2-Herstellung erprobt. Dabei kooperieren Unternehmen mit Brandenburger 

und Berliner Forschungseinrichtungen (siehe Kapitel 10.3). 

 

Eine weitere wichtige Rolle in der H2-Wertschöpfungskette spielen Akteurinnen und Akteure, die im 

Anlagenbau, in der Elektrolysetechnik, also in der Herstellung und Entwicklung von Elektrolyseuren 

und dem Aufbau von PtX-Plattformen tätig sind. Diese Kompetenzen und Aktivitäten sind in Branden-

burg und der Hauptstadtregion vielfältig vorhanden und werden perspektivisch ausgebaut. Daneben sind 

zahlreiche Unternehmen und Forschungseinrichtungen in der Region aktiv im Bereich der Material- und 

Komponentenentwicklung, sowie in Sensorik, Elektrotechnik, Verfahrens-, Leit- und Rohrleitungstech-

nik, aber auch in Mess- und Analysetechnik sowie in der Entwicklung von Prüfsystemen.  

 

 

5 Die industrielle Nutzung von Wasserstoff wird in Kapitel 4 dargestellt. 



Seite 15 

Die „H2-Industrie Potenzialstudie“ gibt an, dass aktuell „die Elektrolyseanlagen meistens unter Manu-

fakturbedingungen im kleinen Maßstab hergestellt [werden]. Zukünftig ergibt sich somit [für Branden-

burg] ein großes Potenzial zur Ansiedlung industrieller Fertigungsbetriebe für Elektrolyseure und dazu-

gehörige Komponentenbauteile.“ (6) Unabhängig davon bedarf es im Land Brandenburg für den Hoch-

lauf einer H2-Wirtschaft sowohl kleinerer Elektrolyseanlagen für regionale Bedarfe als auch großskalige 

Erzeugungskapazitäten, um die benötigten Quantitäten für die Industrie bereitszustellen. 

 

3.2 Potenziale und Herausforderungen 

 

Für mehr als 50 Prozent der Befragten stellen die Kosten der H2-Herstellung eine Hürde dar. Insbe-

sondere hohe Investitions- und Betriebskosten, aber auch die hohen Bezugspreise von EE-Strom werden 

als Hemmnisse benannt. Außerdem gebe es hohe Förderhürden, so die Befragten. In diesem Bereich 

sehen die Befragten durch die Abgabenbefreiung des genutzten Stroms, beispielsweise von der EEG-

Umlage, Potenzial zur Verbesserung. 

30 Prozent sehen technische Verbesserungspotenziale, insbesondere bei der Industrialisierung und der 

Standardisierung von Prozessen. Technisches Potenzial liegt aus Sicht der Befragten in der Nutzung von 

Plasmalyse sowie der Effizienzsteigerung von Elektrolyseuren. Herausforderungen werden in diesem 

Bereich vorrangig bei der H2-Speicherung sowie der Sicherstellung ausreichender H2-Qualitäten gese-

hen.  

Für knapp ein Fünftel der Befragten bieten Gesetzgebung und Rahmenbedingungen Potenziale: Die 

Umsetzung der RED II in deutsches Recht, die Vereinfachung von Genehmigungsverfahren und das 

bundesdeutsche Bekenntnis der Politik zu Wasserstoff werden als hilfreiche Rahmenbedingungen emp-

funden. Weiterhin bestehe ein Bedarf an Regularien, insbesondere für die Einspeisung von (grünem) 

Wasserstoff in das Gasnetz. Als Hemmnisse wurden zudem die fehlende Definition von Energiespei-

chern und ihre gesetzliche Rolle im Energiesystem sowie aufwändige und langwierige Genehmigungs-

verfahren benannt. 

Verbesserungspotenzial besteht für die Befragten auch beim Thema erneuerbare Energien. Themati-

siert wurden die Flächenbereitstellung sowie die Sicherstellung eines jährlichen Ausbaupfades. Einige 

Befragte äußerten Bedenken in Bezug auf die Volatilität der EE-Stromproduktion und nannten den ho-

hen Energiebedarf bei der Herstellung von grünem Wasserstoff – anders als zum Beispiel bei der Pyro-

lyse - als Hürde.  
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3.3 Maßnahmen 

 

Zum „Flaschenhals“ der zukünftigen H2-Versorgung in der Region kann die Verfügbarkeit von erneu-

erbarer Energie werden. Da in Brandenburg aktuell nur noch etwa 2 Prozent der zur Verfügung stehen-

den Strommengen aufgrund von Netzengpässen bzw. zur Netzstabilisierung abgeregelt werden müssen 

und daher sog. „Überschussstrom“ nicht in ausreichendem Maße für einen (wirtschaftlichen) Betrieb 

der Elektrolyseure verfügbar ist, sind für einen Hochlauf der Wasserstoffwirtschaft und zur Bereitstel-

lung der benötigten Energiemenge neben einem zusätzlichen Ausbau an zu installierender EE-Kapazität 

auch Energieimporte erforderlich. 

Der Ausbau der erneuerbaren Energien ist für die Herstellung von Wasserstoff insbesondere mit Blick 

auf zwei Themen relevant:  

 

 Die noch ausstehenden Anforderungen an „flüssige oder gasförmige erneuerbare Kraftstoffe nicht-

biogenen Ursprungs“ nach RED II (16) 

Eine der Anforderungen ist die „Zusätzlichkeit“. Das Kriterium legt fest, dass für die Produktion 

erneuerbarer Kraftstoffe nicht-biogenen Ursprungs (z. B. grüner Wasserstoff) zusätzliche EE-An-

lagen geschaffen werden müssen. Ziel ist, dass die Erzeugung grünen Wasserstoffs nicht zu Lasten 

des Einsatzes von erneuerbarem Strom an anderen Stellen geht. 

 

 Die Verschärfung des Klimaschutzgesetzes mit der Zielsetzung von THG-Neutralität bis 20456 (17) 

Bisherige Zielsetzungen für erneuerbare Energien wurden unter der Annahme getroffen, dass Bran-

denburg bis zum Jahr 2050 THG-neutral ist. Durch die Verschärfung der EU- und bundesweiten 

Klimaziele müssen auch die Bundesländer schneller agieren. Wie in Kapitel 2.1 ausgeführt, ist 

grüner Wasserstoff entscheidend für die Dekarbonisierung vieler Bereiche sowie für die Sektoren-

kopplung und Energiespeicherung.  

 

Damit Brandenburg auch weiterhin Energieland sein und im notwendigen Maße Wasserstoff erzeugen 

kann, müssen die gesteckten Ausbauziele ehrgeizig verfolgt und erhöht werden. Dazu wird auch auf 

Bundesebene für höhere Ausschreibungsmengen geworben sowie auf Landesebene an der Erhöhung der 

Flächenverfügbarkeit gearbeitet. Es wird angestrebt, dass die H2-Erzeugung möglichst nah an den EE-

Anlagen stattfindet. In Berlin wird gemäß des Solargesetzes Berlin der Ausbau der erneuerbaren Ener-

gien im Bereich PV-Dachanlagen beschleunigt, um das Ziel von 25 Prozent Solarstrom an der Brut-

tostromerzeugung im Jahr 2050 zu erreichen7 (18). 

 

Maßnahme 4: Den Zubau von erneuerbarer Energie beschleunigen.8 

 

Für den Aufbau von Elektrolyseuren ist Modularität von entscheidender Bedeutung. Kleine Elektroly-

seeinheiten von ca. 100 kW können einen Beitrag leisten, um Kapazitäten schrittweise an einen steigen-

 

6 THG-Neutralität umfasst alle THG-Emissionen und beschreibt das Gleichgewicht zwischen schwer vermeidba-

ren THG-Emissionen und der Aufnahme von Kohlenstoff durch technische und natürliche Kohlenstoffsenken.  
7 Der Berliner Senat hat im Juni 2021 das „Solargesetz Berlin“ beschlossen, dass eine PV-Pflicht für neue Wohn- 

und Nicht-Wohngebäude ab 2023 vorsieht. (11), (18), (12) 
8 Vor dem Hintergrund der sich in Erarbeitung befindlichen Energietsrategie 2040 wird auf die Bezifferung von 

Zubau-Quantitäten erneuerbarer Energien in der H2-Strategie verzichtet. 
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den H2-Bedarf anzupassen und dezentrale Verbrauchende und Erzeugende leichter zusammenzubrin-

gen. Über einen Planungszeitraum von 20 Jahren sind diese modularen Elektrolysesysteme günstiger 

als große Systeme, und Fehler in der Bedarfsentwicklung können leichter ausgeglichen werden (19). 

 

Maßnahme 5: Kleine Elektrolyse-Einheiten für den Start des Hochlaufs mit steigendem 

Bedarf modular erweitern.  

 

Auch andere Herstellungsarten kommen für die H2-Herstellung in Betracht. Diese sollten jedoch anhand 

ihrer Klimawirksamkeit (siehe auch Tabelle 1: CO2-Fußabdrücke unterschiedlicher „Wasserstofffar-

ben“) entlang der gesamten Wertschöpfungskette bewertet und emissionsarme Herstellungsverfahren 

priorisiert werden. 

Brandenburg ist bei der Nutzung der Pyrolyse bereits gut aufgestellt und kann diesen Marktvorsprung 

ausnutzen. Des Weiteren ist die Gewinnung von Wasserstoff aus Abfällen und Abwässern eine Mög-

lichkeit zur kohlenstoffarmen Erzeugung.  

 

Maßnahme 6: Neben Elektrolyse aus erneuerbarer Energie auch Erzeugungsarten für 

kohlenstoffarmen Wasserstoff, z. B. Pyrolyse, pilotieren. 

 

Nicht für jede Akteurin und jeden Akteur lohnt sich die Investition in eine eigene H2-Erzeugungsanlage 

oder H2-Tankstelle. Für die dezentrale Energieversorgung ist es jedoch wichtig, dass Wasserstoff an 

vielen Orten und auch bei kleineren Akteurinnen und Akteuren erzeugt bzw. abgenommen werden kann.  

 

Maßnahme 7: Zusammenschluss von Akteurinnen und Akteuren zur Gründung von Ver-

triebsgesellschaften zur gemeinsamen Erzeugung und Distribution von Wasserstoff för-

dern (Aufbau Tankstellen, Elektrolyseure, …). 

 

Mit zunehmenden H2-Kapazitäten sowie –Akteurinnen und Akteuren, sowohl im Bereich der (dezent-

ralen) Erzeugung als auch in anderen Wertschöpfungsstufen und deren Integration in das Energiesystem 

wächst auch die Komplexität dieses Wirtschaftszweiges. Um diesen Komplexitätszuwachs langfristig 

erfolgreich zu steuern und Prognosen für zukünftige Entwicklungen treffen zu können, kann der bereits 

begonnene Strategie-Prozess in ein kontinuierliches Monitoring der H2-Aktivitäten überführt werden. 

Ein mögliches Tool für das Monitoring ist der Aufbau eines H2-Marktplatzes (Maßnahme 1) für Bran-

denburg und Berlin, der H2-Akteurinnen und Akteure, Erzeugung, Verbrauch und Bedarf von Wasser-

stoff zusammenführt und visualisiert.  

 

Maßnahme 8: Kontinuierliches Monitoring der Erzeugungskapazitäten sowie der H2-

Wertschöpfung über den H2-Marktplatz sicherstellen. 

 

Der H2-Import und der Import seiner Folgeprodukte werden perspektivisch für ganz Deutschland und 

somit auch für Berlin und Brandenburg eine Rolle spielen. Brandenburg als Flächenland hat jedoch die 

Möglichkeit, auf die erzeugte H2-Menge vor Ort Einfluss zu nehmen und mit einer ambitionierten Politik 

zu steuern. Für die H2-Mengen und deren Folgeprodukte, die importiert werden müssen, empfiehlt es 

sich, Partnerschaften aufzubauen und sich aktiv in Bundesinitiativen einzubringen, z. B. bei H2Global. 
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Maßnahme 9: Für zukünftigen H2-Import eine nachhaltige Importstrategie des Bundes 

unterstützen und Unternehmen animieren, sich bei Bundesinitiativen im Ausland zu be-

teiligen. 

 

Nicht alle Hemmnisse, die die H2-Erzeugung behindern, können auf Landesebene gelöst werden. Für 

das „Energieland Brandenburg“ empfiehlt sich deshalb der länderübergreifende, strategische Einsatz in 

Richtung Bund und EU, z. B. in Form von Bundesratsinitiativen oder Stellungnahmen. Unter anderem 

sollte im Vordergrund stehen:  

   Die Beseitigung wirtschaftlicher Hemmnisse für Elektrolysestrom.  

  Der Einsatz für einen angemessenen, planbaren Transformationspfad, der zu einer verbesserten 

Wettbewerbsfähigkeit von grünem Wasserstoff führt. 

     Den Prozess der Vermarktung der THG-Quoten anwenderinnen- und anwenderfreundlich und 

transparent gestalten. 

 

Der letzte Punkt könnte verbesserte Geschäftsmodelle für grünen Wasserstoff bieten, denn die THG-

Quote „bezeichnet die gesetzlich festgelegte Minderung der Treibhausgasemissionen in Kilogramm 

Kohlenstoffdioxid-Äquivalent, bezogen auf den Referenzwert“, die Inverkehrbringende von Kraftstof-

fen erfüllen müssen. Die Erfüllung dieser Quote kann auch durch Quotenhandel erreicht werden. Hie-

raus entstehen Geschäftsmodelle für H2-Herstellende, da diese bei der Inverkehrbringung ihrer Kraft-

stoffe die Quote „übererfüllen“ und dadurch ihre überschüssigen Quoten verkaufen können (20). 

 

Maßnahme 10: Landesinteressen Brandenburgs und Berlins bei Gesetzgebungsverfahren 

auf Bundes- und EU-Ebene durch Bundesratsinitiativen und Stellungnahmen einbringen.  
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4. Handlungsfeld Industrielle Nutzung von Wasserstoff  

4.1  Stand und aktuelle Aktivitäten 

 

Die Nutzung von Wasserstoff lässt sich differenzieren in die stoffliche Nutzung als Rohstoff, die ther-

mische oder energetische Nutzung sowie als Kraftstoff und weitere Nutzungsarten. Abbildung 4 zeigt 

die Anzahl der Befragten differenziert nach Nutzungsart und mit Blick auf die aktuelle und die zukünf-

tige Nutzung: In allen Nutzungsarten gehen die Akteurinnen und Akteure von einem steigenden H2-

Bedarf aus. 

 

 
Abbildung 4: Wasserstoffnutzung, n=163, aktuelle und zukünftige Nutzung 

 

Die Nutzung von grünem Wasserstoff spielt dabei eine immer größere Rolle, da hierdurch industrielle 

Prozesse, Produkte und Antriebe klimaneutral(er) werden können. Abbildung 5 zeigt Nutzungsgründe 

für den Einsatz von grünem Wasserstoff: Vor allem nannten die Befragten gesetzliche Vorgaben zur 

Emissionsminderung von CO2 und anderen Schadstoffen, gefolgt von der Nachfrage aus dem Markt und 

von den Kundinnen und Kunden, das Erschließen neuer Geschäftsfelder und die Nutzung vorhandener 

Assets. 
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Abbildung 5: Industrielle Nutzung: Gründe für den Einsatz von grünem Wasserstoff9 

 

Aktuell wird ein Großteil des Wasserstoffs stofflich genutzt in Raffinerien, der Chemie- sowie der Ei-

sen- und Stahlindustrie. Des Weiteren wird grauer Wasserstoff für die Methanolsynthese oder die Fi-

scher-Tropsch-Synthese eingesetzt. 

Die Umstellung der stofflichen H2-Nutzung auf grünen Wasserstoff ist ein wichtiger Ansatzpunkt, um 

CO2-Emissionen im industriellen Sektor zu reduzieren oder ganz zu vermeiden: In Brandenburg und der 

Hauptstadtregion ist u. a. geplant, in Raffinerieprozessen grünen H2 zur Herstellung von Kraftstoffen, 

Mineralölprodukten und chemischen Grundstoffen zu nutzen. Perspektivisch ist die Produktion von grü-

nem Kerosin und E-Fuels unter Nutzung von grünem Wasserstoff denkbar. Für die Herstellung von 

grünem Stahl an einem brandenburgischen Standort ist geplant, in den Technologiewechsel zu investie-

ren: H2-Direktreduktion (DRI) statt konventionellem Hochofen und Elektrolichtbogenofen (EAF) bzw. 

in den H2-Einsatz in Veredlungsprozessen.  

In Bezug auf den Einsatz von Wasserstoff in Raffinerien und der Stahlindustrie ist die Umstellung kurz-

fristig technisch möglich, „da keine Änderung in der Prozesskette vorgenommen werden muss, sondern 

lediglich der heutzutage aus fossilen Energieträgern erzeugte Wasserstoff durch erneuerbar Gewonne-

nen ersetzt werden kann.“ (9) CO2-Emissionen in diesem Bereich können direkt vermieden werden, die 

sogenannte Carbon Direct Avoidance (CDA).  

 

Die thermische oder energetische Nutzung10 von grünem Wasserstoff zur Erzeugung von CO2-neut-

raler Prozesswärme in verschiedenen Industriezweigen ist ebenfalls ein Hebel für die Umstellung auf 

 

9 Mehrfachnennungen waren möglich.  
10 Die energetische Nutzung von Wasserstoff in der Wärmeversorgung im Gebäudesektor wird in Kapitel 6 betrach-

tet. 
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eine klimaneutrale Produktion. Bei den energieintensiven Industrien in Brandenburg und der Haupt-

stadtregion liegt dieser Fokus auf den Industriezweigen Papier (Dampferzeugung), Glas (Schmelze) und 

Zement (Klinker). Das oben beschriebene Verfahren der CDA ist in der Kalk- und Zementindustrie nicht 

möglich. In diesem Segment plant ein Unternehmen den Standort in der Region zum ersten dekarboni-

sierten Standort innerhalb der Firmengruppe umzubauen. Aktuell werden Machbarkeitsstudien zu Ver-

fahren der CO2-Abtrennung und -Verwendung unter Nutzung von industrieller Abwärme und grünem 

Wasserstoff durchgeführt: Carbon Capture und Utilization (CCU) für die Herstellung grüner Kohlen-

wasserstoffe (z. B. E-Crude, Naphtha, Kerosin) sowie Herstellung nachhaltiger Baustoffe unter Einbin-

dung des CO2 in das finale Produkt. Perspektivisch sollen diese Prozesse am Standort in Zukunft zur 

Anwendung kommen. 

 

Die Umstellung auf eine CO2-neutrale Produktion wird bei energetischem Einsatz von Wasserstoff 

„häufig aufgrund der aktuell fehlenden Wirtschaftlichkeit eher in der langfristigen Perspektive gesehen. 

Kurzfristige geringe Potenziale können hier als sogenanntes Booster-Fuel beim Betrieb mit Sekun-

därbrennstoffen (biomassebasierter Müll) erschlossen werden. Syntheseprodukte auf der Basis von 

Wasserstoff, insbesondere Methan, könnten hier zudem interessant werden.“ (9) 

 

In diesem Zusammenhang plant ein Unternehmen aus der Papierindustrie die Erzeugung grünen Was-

serstoffs mittels Elektrolyse mit einer Methanolanlage mit Wasserstoff und CO2 aus einer Biogasanlage 

und einer Ersatzbrennstoffanlage (EBS) zu kombinieren. Als Vorteil werden die Nutzung der vorhan-

denen Infrastruktur und die Integration von bereits vorhandenen Gebäuden und technischen Anlagen 

genannt. Weiterhin ist an dem Standort geplant: der Aufbau und Betrieb einer E-Fuels-Anlage und der 

Betrieb eines GuD-Kraftwerks als KWK-Anlage auf Basis von Bio-, Klärgas und Wasserstoff sowie der 

Betrieb eines Tanklagers für Methanol und E-Fuels. 

Ein weiteres Unternehmen plant die Errichtung einer Elektrolyse-Anlage mit EE-Strom aus einer ther-

mischen Abfallverwertungsanlage und weiterführend eine CO2-Abscheidung mittels Aminwaschver-

fahren zur anschließenden Synthese des Wasserstoffs mit CO2 zu grünem Methanol als nachhaltigem 

Ausgangsstoff für die Mineralölwirtschaft zur Herstellung von grünem Diesel, Benzin, Kerosin und 

MTBE-Ersatz bzw. zur direkten Verwendung als Treibstoff in der maritimen Wirtschaft. 

Der großvolumige H2-Bedarf energieintensiver Industrien wird hohe Förderintensitäten benötigen. Der 

„H2-Masterplan Ostdeutschland“ prognostiziert das maximale Nachfragepotenzial energieintensiver In-

dustrien in Brandenburg mit 9,9 TWh. Davon werden 2,6 TWh dem Raffinerie- und 4 TWh dem Stahl-

standort zugeordnet. Die restlichen 3,3 TWh entfallen mit langfristiger Perspektive auf die Nutzung zur 

Erzeugung von Prozesswärme (9). 

Die „Metastudie Wasserstoff“ sieht deutschlandweit den größten Bedarf an Wasserstoff und wasser-

stoffbasierten Syntheseprodukten in der industriellen Nutzung. Im Jahr 2050 werden hier bis zu 

500 TWh benötigt. Die größten Abnehmenden sind die Eisen- und Stahlindustrie sowie die chemische 

Industrie (10). 

 

4.2 Potenziale und Herausforderungen 

 

Mit Blick auf die industrielle Nutzung von Wasserstoff in der Region Brandenburg/Berlin sahen 62 Pro-

zent der Befragten Standortvorteile und 6 Prozent Nachteile. Ein Großteil der sich positiv äußernden 

Befragten sehen als Standortvorteile die bereits vorhandene EE-Erzeugung in der Region und das 

große Ausbaupotenzial. Vereint mit progressiver Politik, der Technologieoffenheit der gesamten Region 
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und dem bereits existierenden Wissen sahen die Befragten große Vorteile in der Metropolregion Ber-

lin/Brandenburg. Zusätzlich wurde auf die Nutzung der bereits bestehenden Infrastruktur hingewiesen: 

Da bereits Speicherkapazitäten durch großvolumige Speicher bestehen und das Erdgasnetz der Region 

noch nicht vollständig ausgelastet sei, habe die Region viel Potenzial für die Nutzung von Wasserstoff. 

Einzelne Stimmen äußerten sich zu spezifischen Nachteilen: Lange Transportwege und der Widerstand 

von Bürgerinnen und Bürgern gegen den Ausbau von WEA in Region wurden genannt. 

 

Die Befragten wurden nach ihrer Einschätzung zu Verbesserungspotenzialen und Herausforderungen 

im Bereich der Nutzung von Wasserstoff gefragt. 20 Prozent der Befragten sahen überwiegend Verbes-

serungspotenzial, 24 Prozent eher Hürden. Als Verbesserungspotenzial nennen 5 Prozent der Befragten 

Förderbedarf, um Wasserstoff wirtschaftlich sinnvoll einsetzen zu können. Genannt wurden insbeson-

dere Möglichkeiten der Opex-Förderung für die Herstellung von Wasserstoff für industrielle Zwecke 

und mehr Förderung von wasserstoffbetriebenen Fahrzeugen. Das Fehlen einer geeigneten Infrastruktur 

wurde von den Befragten mehrfach bemängelt. Genau in diesem Punkt sahen viele Befragte ein großes 

Verbesserungspotenzial: der Aufbau eines H2-Pipelinenetzes bzw. die Formulierung einer klaren Stra-

tegie für den Aufbau einer Versorgungsinfrastruktur und die Notwendigkeit, H2-Speichertechnologien 

weiter zu entwickeln. Technisches Verbesserungspotenzial liegt aus Sicht der Befragten insbesondere 

in einer größeren Fahrzeugvielfalt, höherer Effizienz bei der Elektrolyse und der Entwicklung von Lo-

gistik-Infrastruktur. Die technische Weiterentwicklung empfanden die Befragten als eine große Heraus-

forderung, da geeignete Technologien und die entsprechenden Prozess- und Transportketten noch nicht 

verfügbar seien. Die Befragten sahen Optimierungsmöglichkeiten in der Gesetzgebung und den Rah-

menbedingungen für die industrielle Nutzung, um Hemmnisse abzubauen. Genannt wurde die Regula-

torik (u. a. Klärung der Gasnetznutzung für Wasserstoff, verbindliche Definition der H2-Qualitäten) und 

das Einführen von Rahmenbedingungen für den Stromverbrauch bei Elektrolyse (u. a. Befreiung von 

PtG-Anlagen von der EEG-Umlage). Weitere Herausforderungen für die industrielle Nutzung von Was-

serstoff seien die damit verbundenen hohen Betriebs- und Herstellungskosten von Wasserstoff und 

die daraus resultierende momentane mangelnde Wirtschaftlichkeit. 

 

4.3 Maßnahmen 

 

In Brandenburg und der Hauptstadtregion gibt es bereits viel technisches Know-how rund um das Thema 

Energie und Wasserstoff. Dieses gilt es zu nutzen und entlang der gesamten H2-Wertschöpfungskette 

verschiedene Industriezweige in Brandenburg und der Hauptstadtregion anzusiedeln. Bei Ansiedlungs-

gesuchen von Unternehmen der H2-Wertschöpfungskette werden Brandenburg und Berlin und die Wirt-

schaftsfördergesellschaften effiziente Prozesse abstimmen, um strategisch die frühe Ansiedlung inno-

vativer Unternehmen in Brandenburg und der Hauptstadtregion zu unterstützen.  

 

Maßnahme 11: Brandenburger und Berliner Willkommenskultur nutzen und durch Ko-

operation der Landesregierungen und Wirtschaftsfördergesellschaften Industrieansied-

lung für H2- und BZ-Technologie vorantreiben. 

 

Durch die Energiewende hin zu erneuerbaren Energien ergeben sich neue geeignete Standorte für In-

dustrien, nämlich da, wo die Erzeugungspotenziale für lokale Energieproduktion hoch sind. Entspre-

chend wird angestrebt, bei Planung von Gewerbeflächen die lokale Verfügbarkeit von erneuerbaren 

Energien sowie die Möglichkeiten zur lokalen Energiespeicherung als zentrale Elemente darzustellen. 
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Wasserstoff stellt hierbei eine wichtige Speichermöglichkeit für fluktuierende erneuerbare Energien dar 

und Unternehmen sollen einen Anreiz für die Nutzung eigener Speichertechnologien vor Ort bekom-

men.  

 

Maßnahme 12: Industrieansiedlung primär da vorantreiben, wo erneuerbare Energien(-

potenziale) sind. 

 

Um langfristig Unternehmen für Brandenburg sowie die Hauptstadtregion zu gewinnen und diese dort 

auch halten zu können, braucht es zukunftsfähige Konzepte. Neben ökonomischen Gesichtspunkten 

spielen zunehmend ökologische und soziale Aspekte für Unternehmen eine Rolle, um sowohl Fachkräfte 

zu gewinnen als auch ihre Produkte vermarkten zu können. Entsprechend empfielt sich für Brandenburg 

und die Hauptstadtregion auch, den Aufbau einer H2-Wirtschaft dazu zu nutzen, Anreize zu setzen für 

zukunftsfähige, nachhaltige Industriestandorte. Dies kann durch die Neu- und Bestandsentwicklung von 

klimaneutralen Industriearealen geschehen. Wie in Maßnahme 12 beschrieben, sollten erneuerbare 

Energien in möglichst großem Maße zur Verfügung stehen. In diesen Arealen wird geprüft wie für den 

Aufbau von Elektrolysekapazitäten geeignete Anreize gesetzt werden können, sodass ansiedelnde Un-

ternehmen, aber auch kommunale Akteurinnen und Akteure, die Möglichkeit haben, lokal produzierten 

grünen Wasserstoff stofflich, thermisch oder auch als Kraftstoff für ihre Fahrzeugflotten zu nutzen und 

dadurch ihren CO2-Fußabdruck zu verringern.  

Für die Umsetzung müssen zunächst Kriterien und/oder Kennwerte für solche klimaneutralen Industrie-

areale festgelegt werden. Dies kann in Zusammenarbeit mit den bereits bestehenden H2-Regionen Bran-

denburgs sowie Netzwerken in Berlin stattfinden. Zum Beispiel kann auch in Recherchetools der Wirt-

schaftsförderungen ein weiteres Suchkriterium „Klimaneutralität“ eingeführt werden, so dass Unterneh-

men sich hier schnell einen Überblick über mögliche Standorte mit klimaneutraler Energieversorgung 

verschaffen können (21).  

 

Maßnahme 13: Klimaneutrale Industrieareale durch das Angebot CO2-neutraler Gewer-

beflächen und unterstützende Maßnahmen bei der grünen H2-Erzeugung anreizen. 

 

Um die kontinuierliche Weiterentwicklung der H2-Wirtschaft zu fördern, empfielt sich, lokale „Keim-

zellen“ für Wasserstoff zu entwickeln. Zweck solcher Keimzellen ist die Entwicklung, Erprobung und 

Skalierung neuer H2-Technologien, mit dem Ziel einer Impuls- und Ausstrahlungswirkung für die Ge-

samtregion. 

 

Maßnahme 14: H2-Keimzellen ausbauen 
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5. Handlungsfeld Mobilitätsanwendungen  

5.1 Stand und aktuelle Aktivitäten 

 

Im Mobilitätssektor ist der Einsatz von grünem Wasserstoff vor allem denkbar in der Dekarbonisierung 

des Schwerlastverkehrs (Lkw), im öffentlichen Straßenverkehr sowie im Schienenverkehr bei derzeit 

nicht-elektrifizierten Strecken und in der Anwendung von synthetischen Kraftstoffen für den Flug- und 

Schiffsverkehr.  

 

Von den Befragten planen 29 Prozent, ihren Fuhrpark auf alternative Antriebe umzustellen. Unter ihnen 

setzen 79 Prozent ganz oder teilweise auf wasserstoffbetriebene Fahrzeuge. Lediglich ein Prozent schlie-

ßen alternative Antriebe für sich aus.  

Abbildung 6 zeigt, wie viele Befragte welche Fahrzeugklassen umstellen wollen. Es ist jedoch zu be-

achten, dass diese Verteilung nicht proportional zur benötigten Wasserstoffmenge sein wird. Während 

es viele Befragte mit eher kleinen Wasserstoffmengen, z. B. für Pkw, gibt, gibt es nur wenige Befragte, 

die große Abnehmende für Wasserstoff sein können. Dazu zählen sowohl Befragte aus den Bereichen 

Luftfahrt als auch Schiffsverkehr.  

 

 
Abbildung 6: Mobilität: Befragte, bei denen die Umstellung bestimmter Fahrzeugklassen auf alternative Antriebe in 

Planung ist, n=47 

Insbesondere kommunale Akteurinnen und Akteure setzen in Brandenburg mit dem Ziel der Klimaneut-

ralität auf wasserstoffbasierte Mobilitätsanwendungen oder planen dies zukünftig zu tun. Genannt 

wurden in der Umfrage vor allem die Umstellung des kommunalen Fuhrparks auf alternative Antriebe, 

z. B. Abfallsammelfahrzeuge, Straßenmeisterei, (schwere) Nutzfahrzeuge und Dienst-Pkw, aber auch 

Löschzüge und Einsatzfahrzeuge von Feuerwehren und der Fahrzeuge im ÖPNV, vorrangig Busse. Bei 

Letzteren sind die Anforderungen an Reichweitenverfügbarkeit und Systemzuverlässigkeit wichtig. 

Deshalb sehen einige Akteurinnen und Akteure bei langlaufenden Regionalbuslinien einen Vorteil in 
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der BZ-Technologie gegenüber Batterie-Mobilität. Einzelne kommunale Akteurinnen und Akteure der 

Region planen ein H2-Netzwerk aus grüner H2-Erzeugung, Tankinfrastruktur und Nutzung aufzubauen. 

 

Für den Hochlauf der Nutzung wasserstoffbetriebener Fahrzeuge ist neben den Fahrzeugen die Tank-

Infrastruktur ein entscheidender Faktor. Von den 23 Prozent der Befragten, die sich hier äußerten, 

gaben 17 Prozent an, dass für ihr Tätigkeitsfeld in Brandenburg und Berlin nicht ausreichend H2-Tank-

stellen zur Verfügung stünden. Weniger als 5 Prozent der Befragten sind mit dem derzeitigen Ausbau 

zufrieden. Dementsprechend bedarf es eines Zubaus an H2-Tankstellen. Für die Region Berlin und Bran-

denburg haben die Befragten dabei mehrheitlich einen besonders hohen Bedarf für H2-Tankstellen im 

Straßenverkehr angegeben. Bei Pkw-Tankstellen sehen 84 Prozent, bei Bus-Tankstellen 79 Prozent und 

bei Lkw-Tankstellen sogar 89 Prozent Bedarf für Wasserstoff in den nächsten Jahrzehnten. Im Gegen-

satz dazu sehen nur 26 Prozent den Bedarf für H2-Tankstellen im Zugverkehr, und lediglich 18 Prozent 

halten dies im Schiffsverkehr für notwendig.  

Diverse Akteurinnen und Akteure aus Brandenburg und der Hauptstadtregion sowohl aus dem kommu-

nalen Bereich, aber auch aus der H2-Wirtschaft planen Tank-Infrastruktur zu errichten und/oder zu be-

treiben. 

 

Im Schienenverkehr planen in Brandenburg und der Hauptstadtregion mehrere Betreibende auf nicht-

elektrifizierten Bahnstrecken den Einsatz von H2-Zügen oder befinden sich bereits im Vergabeprozess. 

Nach Angaben der „H2-Industrie Potenzialstudie“ sind in Brandenburg 61 Prozent der Strecken elektri-

fiziert bzw. 39 Prozent nicht-elektrifiziert (6). Auch wenn von einer fortschreitenden Elektrifizierung 

ausgegangen wird, wird in der Substitution von Dieselzügen durch H2-Züge im schienengebundenen 

Personen- und Güterverkehr ein Potenzial gesehen. 

 

Aufgrund der erforderlichen hohen Energiedichte im Flugverkehr kommt Wasserstoff nicht direkt, 

sondern als Syntheseprodukt zum Einsatz. Die H2-Nutzung für eine emissionsärmere Luftfahrt und die 

Entwicklung der spezifischen, dafür notwendigen Infrastruktur werden in Brandenburg und der Haupt-

stadtregion an mehreren Standorten von Akteurinnen und Akteuren erforscht und erprobt. Tätigkeiten 

sind aktuell die Grundlagenermittlung bzw. Genehmigungsverfahren für die Errichtung von PV-Anla-

gen an Flugplätzen und Flughäfen zur Erzeugung von EE-Strom zur Herstellung von grünem Wasser-

stoff und perspektivisch die dezentrale Herstellung von Power-to-Liquid (PtL) mittels grünem Wasser-

stoff als Synthesegas. 

 

Der Logistikverkehr auf dem Wasser erprobt in Berlin in einem Pilotprojekt die Kombination aus Bat-

terien und Brennstoffzellen in einem Schubschiff; der Antrieb soll perspektivisch auf Frachtschiffe über-

tragbar sein (13). Die Projektentwicklung für emissionsfreie Schifffahrt auf H2-Basis in Berlin ist in 

Planung. Darüber hinaus planen einige Kommunen im Rahmen der nachhaltigen Schifffahrt, syntheti-

schen Kraftstoff auf H2-Basis in Booten und Schiffen einzusetzen. 

 

Weiterhin nennen Akteurinnen und Akteure im Bereich mobiler H2-Anwendungen die Umstellung von 

Netzersatzanlagen (Notstromaggregate) von Dieselkraftstoffantrieben auf wasserstoffelektrische Sys-

teme und den Ersatz von Dieselstromgeneratoren durch H2-Brennstoffzellen auf allen Baustellen, Weih-

nachtsmärkten, Open Air Events etc. der Hauptstadt. 
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Eine weitere wichtige Rolle spielen Akteurinnen und Akteure und Forschungseinrichtungen, die in der 

Region im Fahrzeugbau und -technik sowie in deren Entwicklung tätig sind. Die Tätigkeitsschwer-

punkte reichen von der Erforschung und Entwicklung von wasserstoffbasierten Antriebstechnologien 

für mobile Arbeitsmaschinen und Fahrzeuge, Entwicklung und Herstellung von wasserstoffbetriebenen 

Wankelmotoren, der Entwicklung dezentraler Energielösungen mit Brennstoffzellen bis zur Modifika-

tionen von Gasturbinen für die Verbrennung von Wasserstoff für die Luftfahrt, BZ-Antriebe für Schiffe 

und Züge, Entwicklung von H2-Motoren zur Stromerzeugung und industrielle Anwendungen (z. B non 

road mobile machinery) und E-Fuel-Motoren (z. B. E-Methanol). 

 

Die „H2-Industrie Potenzialstudie“ sieht für Brandenburg „eine große wirtschaftliche Chance in der An-

siedlung von Unternehmen, die sich auf den Umbau von konventionell angetriebenen Schwerlast- und 

Sonderfahrzeugen auf Brennstoffzellenantriebe spezialisieren“ (6). 

Die „Metastudie Wasserstoff“ sieht deutschlandweit im Verkehrssektor im Jahr 2050 einen H2-Bedarf 

zwischen 150 und 300 TWh. Im Fokus steht dabei insbesondere der internationale Flug- und Schiffs-

verkehr mit einem Bedarf von 140 bis 200 TWh. Im straßengebundenen Verkehr sehen neuere Studien 

das größte Potenzial im Schwerlastverkehr (10). Diese Studie sieht im Verkehrssektor – nach dem In-

dustriesektor – einen recht frühen Hochlauf des H2-Bedarfs. Eine Abschätzung des Nachfragepotenzials 

für unterschiedliche mobile Anwendungen für Brandenburg lässt sich aus Abbildung 7 ablesen. 
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Abbildung 7: Optimistisches Szenario der H2-Nachfragepotenziale im Verkehr 2030 (oben) und 2050 (unten) aus dem 

„H2-Masterplan Ostdeutschland“ (9) 

Für die Region Brandenburg/Berlin ist das Potenzial groß, sich in diesem Sektor zu positionieren, um 

zum einen die lokale Wertschöpfung aufzubauen und zu stärken und zum anderen sich darauf vorzube-

reiten, Prozesse, Anwendungen und Antriebe auf grünen Wasserstoff umzustellen und so zur Vermei-

dung und Reduzierung von THG-Emissionen beizutragen. 

 

5.2 Potenziale und Herausforderungen 

 

Die größten Potenziale für die mobile Anwendung von Wasserstoff sehen die Befragten im Bereich des 

straßengebundenen ÖPNV, siehe Abbildung 8. Auch die Logistik auf der Straße und der Schienenver-

kehr (falls keine Oberleitung vorhanden ist) werden unstrittig als Potenziale gesehen. Weniger eindeutig 

ist die Situation bei Pkw und in der Luftfahrt. Während einige das Potenzial in diesen Bereichen als 

hoch und sehr hoch einstufen, finden sich hier auch Stimmen, die das Potenzial als weniger hoch und 

gering einstufen. Diese Bereiche können als umstritten angesehen werden. 

 

 
Abbildung 8: Mobilität: Anwendungspotenziale für Wasserstoff, n=55 

 

Großes Verbesserungspotenzial im Mobilitätsbereich liegt aus Sicht von 10 Prozent der Befragten im 

Ausbau und in der Entwicklung der notwendigen Infrastruktur, d.h. im Ausbau des Tankstellennetzes.  

Fördermaßnahmen werden von 9 Prozent der Befragten als Verbesserungspotenzial genannt; konkret 

genannt werden u. a. Förderung von H2-Tankstellen, Transport von Lasten (Lkw), Einführung von Quo-

ten und stärkere Anreize für H2-Mobilität sowie leichtere Finanzierung der Start-up-Szene auch mit 

wenig Eigenkapital. Eine Förderung sei notwendig, um die Investitionsbereitschaft zu erhöhen und um 

wirtschaftliche Geschäftsmodelle entwickeln zu können, so die Befragten. 
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Das Angebot und die Verfügbarkeit von H2-Fahrzeugen müsse sich verbessern, so 8 Prozent der 

Befragten. Dies wird von 17 Prozent gleichzeitig als größte Herausforderung benannt: das Fehlen 

brauchbarer Modelle und die hohen Anschaffungskosten. Wünschenswert wäre aus Sicht der Befragten 

ein Bekenntnis der (deutschen) Herstellenden, entsprechende Fahrzeuge serienreif zu entwickeln und zu 

produzieren. 

Ein weiterer Aspekt, der im Mobilitätsbereich als Verbesserungspotenzial genannt wurde, ist die Erhö-

hung der H2-Produktion, insbesondere mit einem höheren Anteil an grünem Wasserstoff zu wettbe-

werbsfähigen Preisen. Hier wird ebenfalls auf die im Kapitel zuvor bereits genannte Anpassung der 

gesetzlichen Rahmenbedingungen verwiesen: ambitionierte und zügige Umsetzung von RED II, Ver-

günstigung/Reduzierung von Steuern und Umlagen für EE-Strom, der für die Herstellung von grünem 

Wasserstoff genutzt wird, sowie Anpassung der rechtlichen Rahmenbedingungen für Plangenehmi-

gungsverfahren. 

Als Herausforderung nennen 9 Prozent der Befragten die Kosten. Davon nennen mehr als die Hälfte 

den H2-Preis als Hemmnis. Weiterhin wurden genannt Betreiberkosten und hohe Kosten der Errichtung 

von Infrastruktur, die zu mangelnder Wirtschaftlichkeit führen. Mangelnde Infrastruktur nennen 

8 Prozent der Befragten als Hemmnis: Ausbau bzw. Verdichtung des Versorgungs- und Tankstellennet-

zes sowie der Ausbau der Produktions- und Speicherkapazitäten seien notwendig. 

Eine weitere Hürde sahen die Befragten·in der geringen Akzeptanz von Wasserstoff in der Bevölkerung: 

Sicherheitsbedenken in Parkhäusern und auf Schiffen oder Fähren, das Mitführen von Wasserstoff als 

Gas sowie Reichweiten-Angst (Pkw). Mehrfach wurden deshalb Akzeptanz- und Kommunikations-

maßnahmen gefordert; z. B., dass die Öffentlichkeit zum sicheren Umgang mit Wasserstoff informiert 

wird. Weiterhin schlugen die Befragten vor, dass Kommunen, die ihre Flotten umrüsten, hier mit gutem 

Beispiel vorangehen könnten. 

 

5.3 Maßnahmen 

 

Ab dem 2. August 2021 definiert die sogenannte Clean Vehicles Directive (CVD) für öffentliche Auf-

tragsvergaben verbindliche Mindestziele für die Beschaffung emissionsarmer und -freier Pkw sowie 

leichter und schwerer Nutzfahrzeuge, insbesondere für Busse im ÖPNV (22). Diese Vorgaben verpflich-

ten die öffentliche Hand aber auch bestimmte privatrechtlich organisierte Akteurinnen und Akteure 

(z. B. Post- und Paketdienste und die Müllabfuhr), einen Teil der beschafften Fahrzeuge emissionsarm 

oder emissionsfrei zu betreiben. Bei hohen Anforderungen an die Fahrzeuge (hohe Masse, lange Um-

läufe, kurze Standzeiten etc.) ist der Einsatz von Fahrzeugen mit Brennstoffzelle sehr wahrscheinlich. 

Gleichzeitig ist die Verfügbarkeit von BZ-Fahrzeugen bei kleinen Bestellmengen, z. B. für Lkw oder 

Busse, derzeit noch eingeschränkt.  

 

Maßnahme 15: Bedarfe von BZ-Fahrzeugen bündeln und somit Sammelbestellungen für 

Pkw, Nutzfahrzeuge und Busse ermöglichen (u. a. als ein Beitrag zur Erfüllung der Clean 

Vehicles Directive, CVD). Länderübergreifende Einkaufsgemeinschaft mit Berlin prüfen. 
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Abbildung 9: Clean Vehicles Directive (23) 

 

Erstmals wurden CO2-Grenzwerte für schwere Nutzfahrzeuge eingeführt. Diese Fahrzeuge müssen in 

Europa 15 Prozent bis zum Jahr 2025 und 30 Prozent bis zum Jahr 2030 an CO2-Reduktion bezogen auf 

das Jahr 2019 erreichen (24). Bei der Citylogistik kommen weitere begünstigende Faktoren für den 

Einsatz alternativer Antriebe hinzu. So könnten Betreibende von Lkw sich zukünftig veranlasst sehen, 

sehr leise Fahrzeuge einzusetzen, um Städte auch nachts (ohne Staus) um ein Vielfaches schneller be-

liefern zu können. Daher ist die Hauptstadtregion bestens für den kurzfristigen Einsatz von H2-Lkw und 

den Aufbau von H2-Infrastruktur geeignet.  

Dabei sind sowohl die Güterbelieferung der GVZ über Langstrecken-Lkw sowie die Verteilung der Gü-

ter (Citylogistik) relevante Anwendungsfelder. Synergien zu anderen H2-Nutzungspfaden (Maßnahme 

39) können bei der Standortwahl berücksichtig werden. Der H2-Marktplatz unterstützt dabei die Stand-

ortsuche und Abstimmung der nötigen Akteurinnen und Akteure. Die Erzeugung bzw. Anlieferung von 

grünem Wasserstoff soll möglichst „onsite“ bzw. regional ermöglicht werden. Die Betankung ist eich-

rechtskonform anzustreben. Die entsprechenden Messeinrichtungen sind vorzusehen und notfalls mit 

den nötigen Unternehmen zu entwickeln (siehe auch Maßnahme 62). Letztlich ist die Berechnung und 

Zertifizierung der spezifischen CO2-Mengen zu untersuchen und der wirtschaftliche Anreiz zum Einsatz 

von BZ-Lkw mit den Betreibenden zu prüfen. 

 

Maßnahme 16: Pilotprojekte für BZ-Lkw an Güterverteilzentren (GVZ) im Bereich der 

Straßengüterlogistik durchführen. 

 

Die Einhaltung der CO2-Grenzwerte wird auch den europäischen Transitverkehr betreffen. Die teilweise 

in Brandenburg liegenden Autobahnen sind u. a. Hauptrouten für den europäischen Straßengüterver-

kehr. Hierbei sind die Leitlinien zu transeuropäischen Netzen TEN-E (Energie) und TEN-T (Transport, 

Nordsee-Ostsee-Korridor, Skandinavien-Mittelmeer-Korridor und Korridor Orient-östliches Mittel-
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meer) zu berücksichtigen. Beispielsweise sind geplante Tankstellenstandorte (für große Mengen Was-

serstoff) auf einen möglichen Anschluss an geplante H2-Pipelines zu prüfen. Außerdem wird im Deut-

schen Aufbau- und Resilienzplan (DARP), in Umsetzung der „Next Generation EU“, ein besonderer 

Schwerpunkt auf erneuerbaren Wasserstoff gelegt, und Zuschüsse für die Errichtung von Tank- und 

Ladeinfrastrukturen sind geplant (25). Weiterhin ist der aktuelle Status der für eine Förderung im Rah-

men der „Important Projects of Common European Interest“(IPCEI) ausgewählten Projekte in der Re-

gion zu beachten und auf Synergien zu prüfen. 

 

Maßnahme 17: Beantragung von EU-geförderten Projekten zur grenzübergreifenden Pla-

nung und zum Aufbau von H2-Betankungsinfrastruktur für den europäischen Transitver-

kehr. 

 

Es ist volkswirtschaftlich nicht empfehlenswert, alle Schienenwege via Oberleitung zu elektrifizieren 

(19). Für eine ausgewählte Strecke in Brandenburg und der Hauptstadtregion sind bereits Brennstoff-

zellenzüge bestellt. Bisher sind keine flächendeckenden Analysen der nicht-elektrifizierten Strecken in 

der Region bekannt. Für die Dekarbonisierung dieser Strecken ist der Einsatz alternativer Antriebsarten 

notwendig. Die folgende Maßnahme bildet die Grundlage für einen vermehrten Einsatz von BZ-Zügen  

 

Maßnahme 18: Technoökonomische Auswertung zum potenziellen Einsatz von BZ-Zü-

gen auf nicht-elektrifizierten Schienenwegen. 

 

Diese Auswertung liefert die nötigen Kriterien für die daran anschließende Maßnahme: 

 

Maßnahme 19: Prüfung, ob bei der Ausschreibung von Schienenverkehrsleistungen 

Vergabeverfahren so gestaltet werden können, dass ein Beitrag zum Klimaschutz signifi-

kant in der Gewichtung berücksichtigt wird. Dazu werden Emissions- und Innovations-

kriterien angelegt. 

 

Sowohl der Schiffs- als auch der Flugverkehr werden ihren Beitrag zur Dekarbonisierung des Verkehrs-

sektors leisten müssen. Für den Schiffsverkehr gilt es in enger Kooperation mit dem Land Berlin sowie 

den Nachbarländern, die vorhandenen Chancen bei der Elektrifizierung des Schiffsverkehrs mit der fol-

genden Option zu heben:  

 

Maßnahme 20: Technoökonomische Auswertung zum potenziellen Einsatz von BZ-Schif-

fen.  

 

Auf dieser Basis und dem Wissen der bereits laufenden Pilotvorhaben kann der benötige H2-Bedarf 

ermittelt und regional im Sinne einer Infrastrukturplanung zugeordnet werden.  

 

Maßnahme 21: Aufbau von H2-Pilottankstellen für den länderübergreifenden Schiffsbe-

trieb mit Brennstoffzellen (BZ). 

 

Die Elektrifizierung des Luftverkehrs wird bei kleinen Flugzeugen beginnen. Brandenburg und die 

Hauptstadtregion verfügen über die entsprechenden Flugplätze und Flughäfen sowie Unternehmen, die 

eine nötige Entwicklung, Tests sowie Vermarktung dieser Technologien realisieren können. 
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Maßnahme 22: Unterstützung von Vorhaben für die Elektrifizierung des Flugverkehrs 

mit Brennstoffzellen. 

 

Große Passagier- und Frachtmaschinen werden auch auf lange Sicht nur über strombasierte Kraftstoffe 

dekarbonisiert werden können. Brandenburg bietet neben dem Potenzial für erneuerbare Energien vor 

allem auch den entsprechenden Raffineriestandort sowie den neuen Großflughafen BER.  

 

Maßnahme 23: Beantragung und Durchführung eines Bundes- und EU-geförderten Pilot-

projektes für die Produktion und den Einsatz strombasierter Kraftstoffe im Flugverkehr.  

 

Die Region um den Flughaben BER bietet außerdem die Chance, zu einem globalen Schaufenster für 

Energiewende und H2-Wirtschaft entwickelt und vermarktet zu werden (siehe Maßnahme 3).  
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6. Handlungsfeld Nutzung von Wasserstoff in der Wärmeproduktion für den Gebäude-

sektor  

6.1 Stand und aktuelle Aktivitäten 

 

Wasserstoff zur Wärmeproduktion nutzen 12 Prozent der Befragten oder gaben an, dies zukünftig zu 

tun. Dabei verwendet der Großteil der Befragten derzeit Wasserstoff in KWK-Anlagen (Abbildung 10). 

Auch die Nahwärme in Quartieren und die bilanzielle Nutzung von Wasserstoff in Erdgasnetzen spielen 

bereits heute eine Rolle. Zukünftig wollen in allen Nutzungsbereiche mehr Befragte aktiv werden.11  

 

 
Abbildung 10: Wärmesektor: Aktuelle und zukünftige Nutzung von Wasserstoff  

 

Für die Befragten gibt es vielfältige Gründe, Wasserstoff im Wärmebereich zu nutzen (Abbildung 11). 

Gesetzliche Vorgaben sind der Hauptnutzungsgrund. Aber auch der Kundinnen- und Kundenwunsch, 

attraktive Förderkonditionen und die Nutzung vorhandener Assets spielen eine wichtige Rolle für die 

Befragten.  

 

 

11 Die Abbildung zeigt die Anzahl der Befragten. Es können keine direkten Rückschlüsse zu den benötigten Was-

serstoffmengen gezogen werden. 
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Abbildung 11: Wärmesektor: Gründe für Einsatz von Wasserstoff  

 

Derzeit wird Wasserstoff kaum zur Versorgung von Gebäuden mit Wärme eingesetzt. Grundsätzlich 

sieht die „H2-Industrie Potenzialstudie“ für Brandenburg jedoch ein erhebliches Potenzial zur Einspei-

sung von grünem Wasserstoff ins Erdgasnetz und dessen Nutzung im Wärmesektor sowie zum Ersatz 

der alten Heizungssysteme in den Gebäuden durch BZ-Mikro-KWK-Anlagen (6). Anwendungsmög-

lichkeiten werden aktuell insbesondere von Energieversorgenden, deren Tochterunternehmen und Pro-

jektentwicklungsgesellschaften erforscht und erprobt. Im Bereich der Wärme- bzw. kombinierten 

Strom- und Wärmeversorgung sind in der Region Brandenburg/Berlin beispielsweise folgende Vorha-

ben in Planung:  

Planung von Pilotprojekten zur Einbindung von grünem oder türkisem Wasserstoff in der Quartiersver-

sorgung (Mischquartiere, Wohnen, Industrie) mittels H2-BHKW und H2-Pyrolyse. Perspektivisch ge-

plant, ist die Umsetzung und der Betrieb von autarken Quartiersprojekten, die 100 Prozent CO2-neutral 

sind oder als CO2-Senke grünen oder türkisen Wasserstoff unter Einbeziehung von lokalem PV-Strom 

sowie Wärmepumpen für Niedertemperatur-Bedarfe und Kühlung nutzen. Speichertechnik für Wasser-

stoff, Wärme, Kälte und Strom kann ergänzt werden. 

An anderer Stelle ist durch Kombination von Bestands-WEA, ÖPNV und Abfallsammelfahrzeugen die 

Dekarbonisierung eines bestehenden Fernwärmeversorgungsnetzes (aktuell: erdgasbetriebene BHKW) 

geplant. Ein weiteres Projekt sieht den Betrieb von KWK-Anlagen mit Wasserstoff im Erdgasnetz (bis 

zu 20 Volumenprozent H2-Anteil) vor. 

 

Auf der Ebene von Privat- bzw. Haushaltskundinnen und -kunden nannten Energieversorgende der Re-

gion – oft gemeinsam mit Partnerunternehmen – beispielhaft folgende Vorhaben: Angebot eines Gas-

Produkts mit H2-Beimischung von bis zu 1 Prozent grünem Wasserstoff. In einem Feldtest für Ein- und 

Mehr-Familien-Häuser wird die saisonale Speicherung von PV-Strom über eine Elektrolyse-Einheit in 
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H2-Flaschen und die Rückverstromung über eine Brennstoffzelle erprobt. Ein weiterer Energieversor-

gender plant perspektivisch, bis 2040 überwiegend und bis 2050 zu 100 Prozent klimaneutrale Gase, 

inklusive Wasserstoff, anzubieten12. 

 

Diese Entwicklung sieht auch der „H2-Masterplan Ostdeutschland“. Dort wird argumentiert, dass die 

„Nutzung der Abwärme der H2-Erzeugung und der Rückverstromung in Kombination mit dem Einsatz 

von Wärmepumpen […] einen wesentlichen Beitrag für die wirtschaftliche Realisierung“ leisten kann 

(9). Der „Masterplan“ geht detailliert auf den Einsatz grünen Wasserstoffs in der Niedertemperatur-

wärme ein (9). Die „Metastudie Wasserstoff“ sieht deutschlandweit im Gebäudesektor einen H2-Bedarf 

von bis zu 200 TWh bis zum Jahr 2050 (10). 

 

6.2 Potenziale und Herausforderungen 

 

Den Standort Brandenburg und Berlin im Bereich der Nutzung von Wasserstoff in der Wärmeproduk-

tion sahen 7 Prozent der Befragten überwiegend positiv, ein Prozent der Befragten sah einen Standort-

nachteil. Als Standortvorteile wurden genannt u. a. die vorhandene EE-Kapazität verbunden mit der 

Flächenverfügbarkeit in Brandenburg und die bereits vorhandene Infrastruktur, die im Wärmebereich 

genutzt werden kann. Hervorgehoben wurden Nutzungsoptionen für dezentrale Produktionsmöglichkei-

ten bei Verbrauchenden für die Versorgung von Quartieren mit allen Energiebedarfsformen (Strom, 

Wärme und Mobilität) und für die Erprobung in Wärmeprojekten in verdichtender Bebauung. Als wei-

terer Vorteil wurde die Emissionsreduzierung bzw. die Möglichkeit der negativen CO2-Bilanz am Stand-

ort durch H2-Nutzung im Wärmebereich genannt. Als Standortnachteil in Berlin wurde – im Gegensatz 

zu Brandenburg – der Mangel an EE-Aufkommen genannt. 

 

Verbesserungspotenziale nannten 5 Prozent der Befragten, 7 Prozent machten Angaben zu Hemmnissen 

im Bereich der Wasserstoffnutzung zur Wärmeversorgung. Wie bereits in den vorangegangenen Kapi-

teln wurden die Kosten bzw. die Wirtschaftlichkeit als verbesserungswürdig bzw. als Hemmnis gese-

hen: Höhe des Strompreises, zu geringer CO2-Preis, keine Möglichkeit der Anrechnung von negativen 

CO2-Emissionen. Die H2-Projektanwendungen stehen wirtschaftlich in Konkurrenz mit konventioneller 

Wärmeversorgung, wie Fernwärme, Erdgas und/oder Wärmepumpen. In der Möglichkeit durch H2-

Beimischung Versorgungsnetze zu (teil-)dekarbonisieren, sahen die Befragten ein Potenzial. Die Be-

fragten verwiesen darauf, dass bei einer potenziellen Umstellung auf 100 Volumenprozent H2-Netze 

entsprechende Endgeräte in Marktreife verfügbar sein müssen. In diesem Zusammenhang wurde die 

Schaffung verlässlicher Roadmaps für Herstellende von Endgeräten vorgeschlagen sowie weitere Maß-

nahmen zur Marktvorbereitung. 

 

Gesetzgebung und Rahmenbedingungen wurden mehrfach als Verbesserungspotenzial genannt. Dies 

sind vor allem die fehlenden Vorgaben bzw. der fehlende Rahmen zur Erhöhung des H2-Anteils in Erd-

gasnetzen, die Anerkennung von Wasserstoff als Wärmemittel in der Regulatorik und im Gasnetzbetrieb 

sowie die Anerkennung der Minderung des CO2-Preises (BEHG) bei Abtrennung von Kohlenstoff aus 

Methan (im Plasmalyse- und Pyrolyse Verfahren).  

 

 
 

12 Weitere Ausführungen zur Beimischung von Wasserstoff in Erdgasnetzen bzw. zur Umstellung von Netzen fin-

den sich in Kapitel 8.1. 
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6.3 Maßnahmen 

 

Szenarien zur Klimaneutralität gehen im Bereich der Wärmeversorgung davon aus, dass Wasserstoff im 

Jahr 2050 ca. 37 Prozent am Erzeugungsmix der Fernwärmeerzeugung in Deutschland sicherstellen 

könnte13. Damit wäre der Energieträger Wasserstoff nach dem Einsatz von Wärmepumpen (44 Prozent) 

die zweitbedeutendste Möglichkeit zur Dekarbonisierung in diesem Bereich (26). Der Energieeintrag in 

die Wärmenetze kann über die Abwärme der Elektrolyseure oder durch KWK- oder BHWK-Anlagen 

erfolgen. Daraus ergeben sich die folgenden Maßnahmen. 

 

Das Erreichen der Dekarbonisierungsziele hängt von sehr vielen Faktoren ab. Das Wissen zum aktuellen 

Stand dieser Faktoren (bspw. Fachkräftebedarf in der Region Brandenburg und Hauptstadtregion, Sa-

nierungsquoten in Berlin) sowie die Verantwortlichkeiten sind auf verschiedene politische Ressorts und 

über die Landesgrenzen hinweg verteilt. 

 

Maßnahme 24: Enger Austausch und Monitoring zu Dekarbonisierungszielen im Gebäu-

desektor. 

 

 

Der Einsatz von Wasserstoff im Wärmesektor wird nicht von allen Akteurinnen und Akteuren im Trans-

formationsprozess gleichermaßen geteilt. Der konkrete Einsatz und Bedarf von Wasserstoff im Wärme-

sektor hängt jedoch vor allem auch vom Erfolg der anderen Dekarbonisierungsoptionen ab. Können 

beispielsweise Sanierungsarbeiten und die Installation von Wärmepumpen sehr schnell erfolgen, sinkt 

der Bedarf nach grünem Wasserstoff in den Gas- und Wärmenetzen. Verzögern sich hingegen diese 

Maßnahmen (z. B. durch Fachkräftemangel bei der Sanierung von Gebäuden und damit nicht ausrei-

chenden Sanierungsquoten) und gefährden die Erreichung der Klimaziele, muss der Einsatz von grünem 

Wasserstoff gesteigert werden. Daher gilt es im ersten Schritt, die Effizienzvorteile von Wärmepumpen 

auszuschöpfen und gemäß Maßnahme 24 den Einsatz von Wasserstoff im Wärmesektor zu monitoren.  

 

Maßnahme 25: Effizienzvorteile von Wärmepumpen ausschöpfen. 

 

Zur Erreichung der Klimaziele sollte Wasserstoff auch für industrielle Hochwärmebedarfe  eingesetzt 

werden. Bisher ungeklärt sind hingegen die genauen Mengen, Zeitpunkte und Einsatzorte zur großska-

ligen Einführung von Wasserstoff im übrigen Wärmesektor. Deshalb erscheint die Umsetzung von Pi-

lotprojekten hier zielführend, um das in Maßnahme 24 genannte Monitoring durch praktische Erkennt-

nisse zu ergänzen. 

Diese Pilotprojekte sollen einerseits die Einbringung von Wärme in die Wärmenetze sowie die Beimi-

schung von Wasserstoff in die Gasnetze untersuchen. Weiterhin sind die Verträglichkeit sowie die eich-

rechtskonforme Abrechnung der Mischgase sicherzustellen. 

 

Maßnahme 26: Wärme aus Wasserstoff - Pilotprojekte  

 

 

 

13 Die zitierten Szenarien gehen davon aus, dass Fernwärme ca. 25 Prozent des Endenergieverbrauchs (gesamt 

2050: 447 TWh) in Deutschland im Jahr 2050 ausmachen wird (27).  
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Die Rolle der Abwärmenutzung im Prozess der H2-Herstellung sollte ebenfalls analysiert werden. Denn 

Elektrolyseure geben ca. ein Drittel der eingesetzten Energie als Abwärme auf einem Temperaturniveau 

von ca. 60 bis 80°C ab. 

 

Maßnahme 27: Unterstützung von Pilotprojekten in Brandenburg oder Berlin zur Dekar-

bonisierung von Wärmenetzen durch Nutzung der Abwärme von Elektrolyseuren. 

 

Die daraus gesammelten Erfahrungen werden wieder in Maßnahme 22 einfließen. Außerdem ist mit 

diesen Ergebnissen, im Sinne einer Realisierung der Sektorenkopplung, ein Anreizsystem zur gezielten 

Standortwahl von Elektrolyseuren zu prüfen. 

 

Maßnahme 28: Anreizsystem zur gezielten Standortwahl von Elektrolyseuren anstreben, 

um Abwärme systematisch nutzen zu können. 

 

Die Beimischung von Wasserstoff ins Gasnetz sowie die Abscheidung von Wasserstoff aus dem Gasnetz 

(Maßnahme 35) sind relevante Technologien. Dabei sind die technische Funktion sicherzustellen sowie 

die benötigten Mengen zur Erreichung der Klimaziele im Wärmesektor zu ermitteln. 

 

Maßnahme 29: Beimischung von Wasserstoff ins Gasnetz zur kurzfristigen Emissionsre-

duktion im Wärmebereich (z. B. für Anlagen, die aus der EEG-Vergütung herausfallen). 
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7. Handlungsfeld Stromerzeugung  

7.1 Stand und aktuelle Aktivitäten 

 

Die Erzeugung erneuerbarer Energien ist Grundlage, um grünen Wasserstoff herzustellen und ein 

Ausgangspunkt der H2-Wertschöpfungskette. Unternehmen, die im Bereich Planung und Errichtung o-

der Betrieb von (ausgeförderten) Wind- oder Solarparks tätig sind, spielen für Brandenburg und die 

Hauptstadtregion eine wichtige Rolle. Einige der Befragten planen den Betrieb von Elektrolyse-Anlagen 

im Verbund mit EE-Anlagen. Beispielhaft ist hier der perspektivische Aufbau eines eigenen Stromnet-

zes zu nennen mit PV, WEA und einer Biogasanlage, um den Elektrolyseur mit einer möglichst hohen 

Auslastung zu versorgen. Die Größe und der Aktionsradius dieser Unternehmen sind divers, so auch der 

„H2-Masterplan Ostdeutschland“: Sie treten einerseits als größere Entwicklungs- und Betreibergesell-

schaften auf, die in Brandenburg und darüber hinaus aktiv sind. Andererseits existiert eine Vielzahl von 

kleineren Gesellschaften, die sich im Wesentlichen auf den Betrieb einzelner Erzeugerparks konzent-

rieren (9).  

 

Einzelne Akteurinnen und Akteure planen die dezentrale Rückverstromung grünen Wasserstoffs in 

ihre H2-Infrastruktur ein. Wie in Kapitel 6 dargestellt, ist Nutzung der Abwärme der H2-Erzeugung und 

die Rückverstromung, z. B. in Kombination von Wärmepumpen oder anderem ein wesentlicher Beitrag 

für die Wirtschaftlichkeit von H2-Infrastruktur. 

 

Weiterhin können wasserstoffbasierte Erzeugungsanlagen zur Bereitstellung von gesicherter Leistung 

und von Systemdienstleistungen für den Netzbetrieb genutzt werden. Diese Systemdienstleistungen 

fallen in den Bereich der Übertragungsnetzbetreibende. Der „H2-Masterplan Ostdeutschland“ sieht in 

der Nachnutzung von Kohlekraftwerken nach dem Kohleausstieg das Potenzial, die an den Standorten 

vorhandene leistungsfähige Strom- und Gasnetzinfrastruktur für wasserstoffbasierte Ausgleichskraft-

werke zu transformieren (9). Weiterhin ist denkbar regelbare Erzeugungskapazitäten für die Rückver-

stromung auf den Betrieb mit grünem Wasserstoff oder synthetischem Methan umzustellen. 

Auch erste Planungen für Heizkraftwerke, die sukzessive auf H2-Beimischung umgestellt werden sol-

len, existieren bereits, bedürften derzeit jedoch ganz erheblicher Förderung, um darstellbar zu sein.  

 

Die „Metastudie Wasserstoff“ sieht deutschlandweit im Umwandlungssektor14 zur Strom- und Wärme-

erzeugung einen H2-Bedarf in einer Bandbreite zwischen 50 und 150 TWh bis zum Jahr 2050 (10). 

  

 

14 Die Studie definiert den Umwandlungssektor als Strom- und Wärmeerzeugung, Raffinerien. 
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7.2 Potenziale und Herausforderungen 

 

Als Potenzial im Bereich der Stromerzeugung im Zusammenhang mit Wasserstoff sahen die Befragten 

vor allem die starke Kopplung der Stromerzeugung mit Wasserstoff. Verbesserungspotenziale im Be-

reich der Stromerzeugung im Zusammenhang mit Wasserstoff gaben 6 Prozent der Befragten an. Dies 

sind u. a. höhere EE-Stromproduktion, z. B. durch Flächenausweisung für EE-Anlagen, Schaffung von 

Elektrolyse-Kapazitäten und Verteilnetzen sowie die Förderung der Rückverstromung. Im Bereich der 

Gesetzgebung und Rahmenbedingungen wurden, wie in den Kapiteln zuvor, die Anpassung regula-

torische Regelungen und schnellere Genehmigungsverfahren als wünschenswert genannt. Größtes 

Hemmnis in diesem Bereich ist für die meisten Befragten der H2-Preis. Das zeigt Abbildung 12. 

 

 
Abbildung 12: Stromerzeugung: Hemmnisse der Wasserstoffnutzung, n=33 
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7.3 Maßnahmen 

 

Seit mehr als zehn Jahren werden in Brandenburg und Berlin bereits Elektrolyse-Anlagen zur Sektoren-

kopplung erforscht, entwickelt, betrieben und exportiert. Brandenburg kann daher als eines der ersten 

Bundesländer auch komplexe Lösungen für die Energiesysteme der Zukunft schon heute entwickeln. 

Dieses Wissen ist in Brandenburg gut zu nutzen. Jedoch werden viele Systemdienstleistungen (Blind-

leistung, Schwarzstartfähigkeit) derzeit noch durch konventionelle Kraftwerke erbracht. Mit dem Ende 

der konventionellen Energieerzeugung müssen diese Aufgaben zukünftig mit Hilfe von erneuerbaren 

Energien möglich sein. 

 

Maßnahme 30: Langfristige Unterstützung von Vorhaben zur Entwicklung, zum Test und 

zur Vermarktung von Systemdienstleistungen für 100 Prozent EE-Stromerzeugung mit 

Hilfe von H2-Systemen. 

 

Brandenburg verfügt u. a. an den Standorten der Kohle- und Gasverstromung sowie im Bereich der 

Raffinerie- und Stahlindustrie über exzellente Strom- und Gasinfrastrukturen.  

 

Maßnahme 31: Die bestehende Strom- und Gasinfrastruktur zur Anbindung von konven-

tionellen Kraftwerken für H2-Erzeugungs- und Speicherprojekte ertüchtigen. 

 

Mit Hilfe dieser technischen Transformation kann der Strukturwandel auch als Strukturentwicklung ver-

standen und proaktiv gestaltet werden, um hochqualifizierte Arbeitsplätze zusätzlich zu schaffen. 

Ebenso technisch herausfordernd wie auch zukünftig notwendig ist die direkte Versorgung elektrifizier-

ter Bahnstrecken mit erneuerbaren Energien. Hierbei ist eine bedarfsgerechte Versorgung, auch in Zei-

ten geringer Produktion von EE-Anlagen, anzustreben. In Brandenburg sind die dafür nötigen Infra-

strukturen bereits vorhanden. Entsprechend können Umspannwerke (50 Hz/16,7 Hz), Netzknoten zu 

Verteil- und Übertragungsnetzen, Gasspeicher sowie Gasturbinen für die mögliche Rückverstromung 

für die elektrische Versorgung von Schnellbahnstrecken genutzt werden.  

 

Maßnahme 32: Mindestens ein Projekt zur bedarfsgerechten EE-Einspeisung in das 16,7 Hz 

Bahnstromnetz mit Hilfe von H2-Systemen realisieren. 
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8. Handlungsfeld Transport, Infrastruktur und Speicherung von Wasserstoff  

8.1 Stand und aktuelle Aktivitäten 

 

Die befragten Akteurinnen und Akteure haben angegeben, dass sie aktuell u. a. folgende wasserstoffbe-

zogene Infrastruktur nutzen: Gasnetz über die bilanzielle H2-Beimischung, H2-Tankstellen, Flaschen, 

lokale Verteilstation (Gasflaschenbündel), Elektrolyse mit Speicherung, Trailer-Befüllung, Transport-

leitungen und Untergrundgasspeicher. Perspektivisch planen die Befragten zusätzlich zu den bereits ge-

nannten Punkten folgende Infrastruktur zu nutzen oder bereitzustellen: Erhöhung der H2-Aufnahmefä-

higkeit auf 20 Volumenprozent H2-Beimischung und Aufbau von reinen bzw. 100 Volumenprozent H2-

(Insel-) Netzen mit Anschluss an das europäische H2-Backbone-Gastransportnetz, mobile Systeme für 

den Katastrophenschutz, Flaschenbündel für mobile Tankstellen zur Befüllung von H2-Stromgenerato-

ren (Baustellen, Open Air Events …). Aktuell sind in Brandenburg und der Hauptstadtregion keine 100 

Volumenprozent H2-Verteilnetze regulär in Betrieb. 

 

Auf Fernleitungsebene erfolgt aktuell die Beimischung von Wasserstoff in das Erdgasnetz in zwei 

Einspeiseanlagen in Brandenburg sowie die Planung für die Errichtung einer Pilotanlage zur Trennung 

von Erdgas und Wasserstoff aus Gemischen an einem der Standorte. Auf überregionaler Ebene beteili-

gen sich Fernleitungsnetzbetreibende am Aufbau von 100 Volumenprozent H2-Netzen wie im European 

Hydrogen Backbone Report vorgestellt (27). Der Aufbau dieser Infrastruktur soll überwiegend auf Basis 

der bestehenden Erdgasinfrastruktur erfolgen, die auf den Transport von reinem Wasserstoff umgestellt 

wird. In einem ersten Schritt sollen Infrastruktur-Cluster entstehen, die von großen Industrieunterneh-

men, z. B. aus der Chemie- oder Stahlbranche, gebildet werden. In einem zweiten Schritt sollen diese 

Cluster untereinander in einer gemeinsamen Infrastruktur verbunden werden, die zusätzlich einen An-

schluss an internationale Erzeugungskapazitäten bietet. 

Bereits heute kann Wasserstoff dem Erdgasnetz beigemischt werden. Der Grenzwert der Beimischung 

liegt aktuell bei bis zu 10 Volumenprozent gemäß DVGW-Regelwerk. Verschiedene Studien, insbeson-

dere des DVGW, kommen zu dem Schluss, dass mittelfristig eine Beimischung von bis zu 20 Volumen-

prozent technisch umsetzbar ist und die netzseitigen Kosten für H2-Readyness überschaubar sind. Au-

ßerdem wird das DVGW-Regelwerk aktuell auf 20 bzw. 100 Volumenprozent Wasserstoff angepasst. 

Somit soll den Netzbetreibenden ein technisches Regelwerk gegeben werden, welches den sicheren Be-

trieb und Errichtung der Gasinfrastruktur ermöglicht (28). 

 

Die Verteilnetzbetreibenden richten ihre Aktivitäten darauf aus, dass die Gasnetze „H2-Ready“ und 

auf eine H2-Beimischung von 20 Volumenprozent vorzubereiten sind. Die Befragten erachten die H2-

Beimischung in die bestehenden Gasnetze für notwendig, um einen schnellen Markthochlauf und eine 

zügige Wärmewende zu gewährleisten. Ein gutes Netzmanagement ist dabei zu berücksichtigen: unter-

schiedliche Gasqualitäten, Einhaltung der Vorgaben zur Gasabrechnung, und die Anforderungen aller 

angeschlossenen Kundinnen- und Kundengruppen und -anlagen. Darüber hinaus planen die Netzbetrei-

benden auch den Betrieb von 100 Volumenprozent H2-Netzen – entweder durch die Umstellung von 

Bestandsinfrastrukturen oder die Neuerrichtung. Im Vergleich zu einer H2-Beimischung bis 20 Volu-

menprozent muss hierbei von höheren Aufwänden ausgegangen werden.  

Einzelne kommunale Akteurinnen und Akteure planen, sich am Aufbau einer lokalen H2-Infrastruktur 

an einem Industriestandort in Brandenburg zu beteiligen. 
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Die befragten Netzbetreibenden arbeiten zur Grundlagenermittlung, Planung und Projektierung zur Um-

rüstung von bestehenden Erdgasversorgungsanlagen auf H2-Tauglichkeit sowie zur perspektivischen 

Projektierung von H2-Gasnetzen mit weiteren Akteurinnen und Akteure der H2-Wirtschaft wie Projekt-

entwicklungs- und Ingenieursgesellschaften zusammen. Eine Vielzahl von Netzbetreibenden haben in 

Brandenburg und Berlin bereits Projekte zur H2-Tauglichkeit durchgeführt. 

Der „H2-Masterplan Ostdeutschland“ hält eine substanzielle Umstellung von Verteilnetzen auf Wasser-

stoff und damit überregionale Transport- und Speicherinfrastruktur erst ab 2030 für wahrscheinlich (9). 

Die „H2-Industrie Potenzialstudie Brandenburg“ sieht ein erhebliches Potenzial zur Einspeisung von 

grünem Wasserstoff ins Gasnetz (6). Für eine vollständige Umstellung des Gasnetzes auf Wasserstoff 

sind Transformationspfade für das Netz und die Endkundinnen und Endkunden erforderlich, ähnlich 

wie bei der Umstellung des Stadtgases auf Erdgas im letzten Jahrhundert (9) und (6). 

 

Speichermöglichkeiten sind ein wichtiger Bestandteil der H2-Wertschöpfungskette. Das Feld der H2-

Speicherung umfasst verschiedene Speicherformen: mobile Anwendungen, Druckgasspeicher, Flüssig-

gasspeicher, chemische Speicher und geologische Speicher. Beispielhaft nannten die Befragten Aktivi-

täten rund um bereits bestehende geologische Speicher in Brandenburg und Berlin, da diese ein sehr 

gutes Potenzial und eine infrastrukturelle Stärke darstellen. 

Die Erschließung und Nutzung von untertägigen Kavernenspeicher als H2-Testkaverne wird in Bran-

denburg an einem Standort erprobt und erforscht. Gemeinsam mit einem spezialisierten Ingenieurs- und 

Dienstleistungsunternehmen wird an der Herstellung des Speicherhohlraumes, der Übertageanlagen zur 

Solung und Speicherung gearbeitet und forschend begleitet. Perspektivisch plant das Ingenieursunter-

nehmen, Engineering, Service und Betrieb von Untergrundspeichern für Wasserstoff (neue Speicher und 

Umrüstung von vorhandenen) als Dienstleistung anzubieten. Weitere Unternehmen und Forschungsein-

richtungen beschäftigen sich in Brandenburg und der Hauptstadtregion mit der Erforschung, Entwick-

lung und Planung von H2-Speichermöglichkeiten sowie der Anbindung an das Netz (z.B. LAU-HY) 

(29). 

Zudem werden die Nachnutzungsmöglichkeiten des Berliner Erdgasspeichers u. a. zur Produktion und 

Speicherung von Wasserstoff untersucht (Mikrobiologische Untergrund-Methanisierung von Wasser-

stoff und CO2). 

 

Unternehmen und Projekte, die sich dem Aufbau komplexer H2-Infrastruktur über mehrere Wertschöp-

fungsstufen inklusive der H2-Speicherung hinweg widmen, wurden in Kapitel 3.1 angerissen.  

 

8.2 Potenziale und Herausforderungen 

 

Verbesserungspotenziale in Bezug auf die Einspeisung von Wasserstoff in das Erdgasnetz gaben 9 Pro-

zent der Befragten an, Hemmnisse nannten 12 Prozent der Befragten.  

Den Bereich Gesetzgebung und Rahmenbedingungen nannten die Befragten mehrfach als verbesse-

rungswürdig. Vor allem ein langfristiger und sicherer Regulierungsrahmen für die H2-Beimischung in 

Erdgasnetzen und potenzielle 100 Volumenprozent H2-(Insel-)Netze wurden hier genannt. Die fehlende 

Klarheit zur Obergrenze der Beimischung bietet aus Sicht der Befragten wenig Planungssicherheit und 

wirkt sich hemmend auf Investitionen aus. Langfristig sind sichere Investitionsbedingungen für die 

Erhöhung einer H2-Beimischung und der Aufbau von 100 Volumenprozent H2-(Insel-)Netzen wün-

schenswert. Einzelne Befragte bemängeln die fehlende Untersuchung von H2-Einspeisung in geeignete 
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Erdgasnetze außerhalb von Industriestandorten. Wasserstoffsensible Endverbrauchende und Sicher-

heitsbedenken werden darüber hinaus als Hemmnis genannt.  

 

Bedarf am kurzfristigen Aufbau von H2-Infrastruktur in Berlin und/oder Brandenburg im Zeitfenster 

2021 bis 2025 gaben 12 Prozent der Befragten an. Drei Prozent der Befragten sahen keinen kurzfristigen 

Bedarf. 

 

Im Bereich der Speicherung von Wasserstoff haben 8 Prozent der Befragten sich zum Verbesserungs-

potenzial geäußert und 13 Prozent zu Herausforderungen. Mehrfach genannt wurden der Ausbau der 

Infrastruktur zur H2-Speicherung, die Erkundung und anschließende Transformation von Erdgas- zu H2-

Speichern sowie die Entwicklung weiterer Speichermedien. Wie in den vorangegangenen Kapiteln dar-

gestellt, bemängelten die Befragten Gesetzgebung und fehlende Rahmenbedingungen: fehlende De-

finition von Energiespeichern im regulatorischen Rahmen, fehlende Definition der Beimischungsgrenze 

im Erdgasnetz, lange und aufwändige Genehmigungsverfahren. 

Die Kosten der H2-Speicherung wurden von 4 Prozent der Befragten als Hemmnis genannt, dies sind 

u. a. die Kosten für den hohen Energiebedarf für den Betrieb von Kompressoren und die Kosten für die 

Verteilung. Weiterhin wurden technische Hemmnisse genannt, wie z. B. Untersuchungen zur techni-

schen Transformation von Erdgas auf H2-Speicher und weitere technische wie geologische Fragen, die 

geklärt werden müssten. 

Lediglich 18 Prozent der Befragten gaben an, sich bereits mit einer potenziellen Umstellung von Spei-

cherkapazitäten beschäftigt zu haben. Wie Abbildung 13 zeigt, könnte das Potenzial zur Umstellung 

jedoch groß sein.  

 

 

Abbildung 13: Potenzial zur Umstellung von bestehenden Erdgasspeichern auf Wasserstoff 
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8.3 Maßnahmen 

 

Die Netzbetreibenden sollten für einzelne Rohrleitungs-, Netzabschnitte bzw. vollständige Gasnetze im 

Bestand eine Bewertung zur H2-Verträglichkeit ihrer Assets (differenziert in Material- und Funktions-

bewertungen) durchführen. Zudem sollte eine Transformationspfadbetrachtung unter Berücksichtigung 

erwartbarer oder angestrebter H2-Volumina (respektive der H2-Konzentration) durchgeführt werden. 

Gemäß der Studie „No-regret hydrogen“ (30) ist anzunehmen, dass die zukünftigen H2-Netze auch in 

den optimistischsten Szenarien kleiner sein werden als die derzeitige Gasinfrastruktur. Um die Gefahr 

von Überdimensionierung zu vermeiden, schlägt die Studie vor, zunächst jene Infrastruktur auszubauen, 

die eine unverzichtbare Nachfrage für grünen Wasserstoff darstellt. Diese Überlegungen werden in Ver-

bindung mit der Transformationspfadermittlung in Maßnahme 33 mitgedacht.  

 

Für die Bewertungen sowie Forschungsvorhaben bei der Transformation zur THG-Neutralität der 

Gasinfrastruktur ist es sinnvoll, auch sämtliche Gasverbrauchende aus allen Sektoren sowie die Bereit-

stellung der EE-PtG-Gase zu berücksichtigen. 

Auf diese Weise kann eine umfangreiche, kostenoptimierte Strategie für den Weg in eine THG-neutrale 

Gasversorgung bis 2050 oder früher in Form einer Strategie-Roadmap zur THG-Neutralität des Gassys-

tems nach COP 21 abgeleitet werden (31). Dieser übergeordnete Transformationspfad sollte spezifisch 

für die Länder Brandenburg und Berlin erstellt werden. Er hat einen signifikanten Einfluss auf die regi-

onale strategische Ausrichtung der einzelnen Akteurinnen und Akteure wie Netzbetreibende.  

 

Maßnahme 33: H2-Ist-Zustandsanalyse und Transformationspfadermittlung für die Gas-

netzplanung durchführen. Gasverbrauchende aus allen Sektoren sowie Bereitstellende 

von erneuerbaren Gasen länderübergreifend in die Zielnetzplanung einbeziehen. 

 

Die Transformation hin zu H2- bzw. Erdgas-H2-Netzen muss für Transport- und Verteilnetz parallel 

erfolgen. Wie auch in dem DVGW-Projekt „H2vorOrt – Wasserstoff über die Gasverteilnetze für alle 

nutzbar machen“ (32) werden zeitabhängig die einzelnen Schritte zur klimaneutralen Gasversorgung 

aufgeführt und die Abhängigkeit beider Netzebenen dargestellt: 

 

Schritt I: Transportleitungsnetze und Verteilnetze im Systemverbund weiterentwickeln 

Schritt II: Regionale Potenziale für PtG und Biomethan frühzeitig heben 

Schritt III: Gasverteilnetze umstellen. Beginnend mit einer Initialphase bis 2030, fortlaufend mit 

einer Ausbauphase bis 2040 und einem Zielzustand in 2050, welcher geprägt sein wird durch 

einen H2-Backbone auf der Transportnetzebene (27) und von Verteilnetzen mit unterschiedli-

chen H2-Konzentrationen 

 

Insbesondere in Abhängigkeit der unterschiedlichen Bedarfe der Endkundinnen und Endkunden werden 

vor allem auf der Verteilnetzebene unterschiedliche Gase verteilt werden müssen: 

a. Erdgas und Wasserstoff (bis 20 Volumenprozent, während des Transformationspro-

zesses) 

b. Erneuerbares Methan und Wasserstoff (bis 20 Volumenprozent) 

c. Wasserstoff (100 Volumenprozent) 

d. Erneuerbares Methan (100 Volumenprozent) 
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Maßnahme 34: Gastransport und Gasverteilung gleichermaßen bei Projekten zur Umstel-

lung und Neubau unterstützen. 

 

Unabhängig von der Gasnetzebene müssen für ausgewählte unterschiedliche Anwenderinnen und An-

wender (z. B. Erdgastankstellen, Industrie) bzw. kritische Infrastrukturen (bei einer geminderten H2-

Verträglichkeit der Materialien und/oder Funktionen) Trenntechnologien für Gase eingesetzt werden. 

Die Trennung mittels Membranen stellt hierbei eine wichtige Technologie dar, welche aktuell Gegen-

stand der praxisorientierten Forschung ist.  

 

Maßnahme 35: Vielversprechende Trenntechnologien für Gase fördern; z. B. um Wasser-

stoff aus (Misch-) Gasnetzen abzuscheiden. 

 

Essenziell für die H2-Wirtschaft wird die H2-Readiness der Gasnetze sein. Assets wie beispielsweise 

Rohrleitungen werden für mehrere Jahrzehnte ausgelegt und betrieben. Die betriebsgewöhnlichen Nut-

zungsdauern für Gasnetze erfordern mit Blick auf 2045 ein besonders vorausschauendes Handeln bei 

Investitionsentscheidungen. Netzbetreibende sollten in zukünftigen Ausschreibungen (für Baumaßnah-

men am Bestandsnetz bzw. Neubau) auf die H2-Tauglichkeit der einzelnen Produkte achten bzw. diese 

einfordern. Dies braucht einen regulatorischen Rahmen, damit Investitionen zielgerichtet und flächen-

deckend auf die kommende H2-Wirtschaft ausgerichtet sind.  

 

Es ist davon auszugehen, dass für einzelne Produkte Mehrkosten entstehen. Herstellende müssen zeitnah 

entsprechende Herstellenden-Erklärungen bzw. Herstellenden-Bewertungen für ihre jeweiligen Pro-

dukte abgeben. Zum Teil bestehen hierbei besondere Herausforderungen für die Herstellenden, da ei-

nerseits Prüfgrundlagen fehlen bzw. Prüfungen entsprechende Kosten und Zeitaufwände verursachen. 

 

Es müssen essenzielle Prüfgrundlagen für Wasserstoff neu erstellt bzw. bestehende (für Erdgas) ange-

passt werden. Ebenfalls müssen entsprechende Untersuchungs-/Prüfstände bei Dienstleistungsunterneh-

men aufgebaut und etabliert werden (z. B. für eichfähige Gaszähler).  

 

Es wird für sinnvoll erachtet, den Einsatz von zukunftsrobusten Ersatzinvestitionen durch einen regula-

torischen Rahmen zu unterstützen. In diesem Zusammenhang wird geprüft, ob beispielsweise bei der 

Bewilligung von Fördergeldern für H2-Erzeugungs-, Speicherungs- oder Betankungsinfrastruktur die 

Anschlussfähigkeit abgefragt werden kann. So können H2-Infrastrukturen akteurinnen-, akteure- und 

sektorenübergreifend beispielsweise für Postzustellfahrzeuge, Busse, Pkw oder Züge mit Synergievor-

teilen genutzt werden (33). 

 

Das Forschungsvorhaben „Transformationspfade zur Treibhausgasneutralität der Gasnetze und Gas-

speicher nach COP21“ (34) hat für Gesamtdeutschland gezeigt, dass die anfallenden (Mehr-) Kosten zur 

Anpassung von Assets durch Nutzung von Ersatzinvestitionen im Rahmen des regulären Assetmanage-

ments erheblich begrenzt werden können. 

Dennoch lässt sich durch Ersatzinvestitionen nach Abschreibungsende das Ziel der Umstellung nicht 

erreichen. Daher soll der Wert der THG-Neutralität zukünftig gewürdigt werden, um eine Transforma-

tion der Gasinfrastruktur zu ermöglichen.  
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Maßnahme 36: Für vorausschauendes Handeln bei Investitionsentscheidungen (H2-Rea-

diness) aufgrund der langen Nutzungsdauer von Gasnetzen schon heute Anreize setzen. 

 

Damit die Gasnetze für die zunehmende Beimischung von Wasserstoff tauglich sind, braucht es die 

Betrachtung von Materialaspekten(-eigenschaften) sowie von Sicherheitsaspekten. Diese werden so-

wohl für Brandenburg und Berlin, als auch deutschlandweit relevant werden. 

 

Maßnahme 37: Pilotprojekt mit Forschungseinrichtung zur sukzessiven Umstellung von 

Erdgasleitungen auf Wasserstoff via Beimischung unter Materialgesichtspunkten durch-

führen.  

 

Die vielfältigen Einsatzmöglichkeiten von Wasserstoff sind Chance und Herausforderung gleicherma-

ßen. So ist die Prognose der zukünftigen H2-Bedarfe über alle Einsatzsektoren bisher noch von sehr 

vielen Faktoren abhängig. Daher ist es in der frühen Aufbauphase der H2-Infrastruktur bedeutend, über 

die Ansiedlung und Entwicklung von H2-Hubs eine schon zu Beginn stets hoch ausgelastete Initialinf-

rastruktur aufbauen zu können. Hierzu eignen sich am besten Anwendungsfälle, die perspektivisch von 

mehreren Akteurinnen und Akteuren genutzt und modular erweitert werden können (33). Beispielsweise 

kann eine bestehende Onsite-Elektrolyse für die Wafer-Produktion in der Mikroelektronik im Rahmen 

kommender Ersatzbeschaffungen größer ausgelegt und der zusätzliche Wasserstoff auch für Buslinien 

(ohne die Möglichkeit einer direkten Stromnutzung) genutzt werden. Somit können Planungs-, Geneh-

migungs- und Betriebskosten reduziert und vorhandenes Wissen im Umgang mit der H2-Infrastruktur 

genutzt werden. Diese Entwicklung von H2-Hubs kann für viele Sektoren angewendet werden:  

 

Maßnahme 38: Gezielt die Initialinfrastruktur für Wasserstoff entwickeln und die Vo-

raussetzungen für die Vernetzung von Akteurinnen und Akteuren und den Ausbau dieser 

Infrastruktur schaffen. Beispielsweise strategische Ansiedlung und Entwicklung von H2-

Hubs mit stets hoher Auslastung. 

 

Mit Blick auf die Speicherung von Wasserstoff ist es wichtig, bei Anpassungen des Marktdesigns die 

zukünftige Bedeutung von Untergrundgasspeichern für die Versorgungssicherheit in einer Energiever-

sorgung mit hohen Anteilen volatiler erneuerbarer Energien auch vor dem Hintergrund aktueller be-

triebswirtschaftlicher Herausforderungen zu berücksichtigen. 

Die Untersuchungen zu stillgelegten Erdgaslagerstätten stellen einen neuen Untersuchungsgegenstand 

dar. Unter Berücksichtigung der klassischen Untergrundspeicherung wird darauf geachtet, dass auch 

Potenziale darüber hinaus erhoben bzw. untersucht werden. 

 

Wie auch bei den Gasnetzen müssen bestehende Untergrundgasspeicher mittels einer Analyse zum H2-

Ist-Zustand der Unter- und Obertageanlagen hinsichtlich der aktuellen H2-Toleranz bewertet werden. 

Im Anschluss erfolgt die Transformationspfadanalyse zur Ermittlung eines technischen und kostenopti-

malen Transformationspfads zur Anpassung der H2-Toleranz, unter Berücksichtigung der Ergebnisse 

aus der Analyse des H2-Ist-Zustands. Für die Planung zur Umstellung eines Erdgasspeichers ist es zwin-

gend erforderlich, den regionalen bzw. überregionalen Speicherbedarf durch abgestimmte Potenzialana-

lysen zu erheben. Dies erfolgt durch einen Abgleich von Erzeugung und Last. Wichtig ist dabei eine 

dynamische Betrachtung statt einer statischen. 
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Maßnahme 39: Dynamische sowie regional und überregional abgestimmte Potenzialana-

lysen zu Speicherbedarfen und geologischen Möglichkeiten durchführen. 

 
 
 
 

9. Handlungsfeld Förderung und weitere Rahmenbedingungen  

9.1 Stand und aktuelle Aktivitäten 

 

Von den Befragten äußerten sich 32 Prozent zu bereits erhaltenen Förderungen. Mehrfach genannt wur-

den das Förderprogramm RENplus, das Innovationsprogramm NIP 2 der NOW GmbH, der europäische 

Fonds für regionale Entwicklung (EFRE), das Berliner Programm für Nachhaltige Entwicklung 

(BENE), das Förderprogramm für mittelständische Unternehmen und kooperierende wirtschaftsnahe 

Forschungseinrichtungen (ZIM) sowie der Innovationsassistent des Berliner Senats und die Förderung 

der BZ-Pkw Anschaffung durch die NOW GmbH. Darüber hinaus wurden Investitions-, Technologie- 

und Forschungsförderung auf EU- und Landesebene genannt. 16 Prozent der Befragten gaben an, noch 

keine Förderung mit H2-Bezug erhalten zu haben. 

 

Der „H2-Masterplan Ostdeutschland“ bietet eine Übersicht und Analyse der aktuellen H2-Förderpolitik 

auf europäischer Ebene sowie auf Bundes- und Länderebene: „Auf der europäischen Ebene sind im 

Wesentlichen die Forschungsrahmenprogramme Horizon2020 und seit 2021 Horizon Europe relevant 

sowie Ausschreibungen der Generaldirektionen (insbesondere Generaldirektion Energie) und öffent-

lich-private Partnerschaften wie das Fuel Cells and Hydrogen Joint Undertaking. Auf der Bundesebene 

bestehen Fördermöglichkeiten in den jeweiligen Förderprogrammen der unterschiedlichen Ministerien, 

insbesondere der Bundesministerien für Bildung und Forschung, für Wirtschaft und Energie, für Ver-

kehr und digitale Infrastruktur, für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit. Auf Länderebene be-

stehen weitere Fördermöglichkeiten in unterschiedlichen Richtlinien, teilweise kofinanziert durch die 

Europäischen Strukturfonds, ferner durch die institutionelle Forschungsförderung, die Unterstützung 

von Netzwerkaktivitäten oder auch Infrastruktur- und Ansiedlungsförderung.“ (9) 
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9.2 Potenziale und Herausforderungen 

 

Zur Einschätzung von Vor- und Nachteilen des Standorts Brandenburg/Berlin äußerten sich 42 Prozent 

der Befragten zu konkreten Vorteilen. Davon nannte mehr als die Hälfte insbesondere die vorhandenen 

EE-Kapazitäten und das Potenzial zum Umrüsten zu PtG-Anlagen als Vorteil. Da die Region bereits 

über hohe Produktionen von EE-Strom verfügt und mit einer hohen Industrienachfrage zu rechnen sei, 

würde die Erzeugung von grünem Wasserstoff als vorteilhaft eingeschätzt. In der vorhandenen Gas- und 

Strominfrastruktur sahen 17 Prozent der Befragten einen Vorteil für die Metropolregion. Des Weiteren 

bewerteten 14 Prozent der Befragten die geografischen Gegebenheiten der Region als positiv, da viel 

Fläche verfügbar und Raum für WEA und PV vorhanden sei. Zusätzlich wurde von vielen Befragten 

die vorhandene Forschungslandschaft und Start-up-Szene als gewinnbringend bewertet. Der Struktur-

wandel in der Region durch den Kohleausstieg und die in diesem Zusammenhang erwarteten Förder-

maßnahmen wurden ebenfalls als vorteilhaft genannt.  

In der Region Brandenburg/Berlin gibt es aus Sicht eines Teils der Befragten ausreichend Nutzende, die 

Wasserstoff potenziell industriell oder mobil anwenden werden und können. Andere nannten genau das 

Fehlen von H2-Nutzenden oder die schwere Erreichbarkeit von Standorten in der Region als Standort-

nachteil. 

 

In Bezug auf weitere Rahmenbedingungen nannten 38 Prozent der Befragten Hemmnisse in Genehmi-

gungsverfahren für H2-Infrastruktur. Vielfach wurden langwierige und aufwändige Verfahren und die 

mangelnde Expertise von Behörden als Hürden genannt. Unklarheiten bei Zuständigkeiten erschweren 

und verlangsamen Genehmigungsverfahren. Die Befragten wünschten sich hier mehr lösungsorientier-

tes statt problemorientiertes Handeln. Als Optimierungspotenzial wurde genannt: Schaffen ausreichen-

der Kapazitäten und die Förderung der Zusammenarbeit mit den Behörden, Wissensaufbau, Vereinfa-

chung und Abkürzung des Genehmigungsverfahrens, praktikable und verlässliche Vorgaben sowie Bün-

delung von Zuständigkeiten. Die Schaffung von länderübergreifenden Genehmigungsbehörden nannten 

die Befragten als wünschenswert. 

 

Die in den vorangegangenen Kapiteln genannten Kritikpunkte im Bereich der Gesetzgebung und Re-

gulatorik wurden auch hier genannt.  
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9.3 Maßnahmen 

 

Das Ziel von Politikinstrumenten liegt generell darin, belastbare und langfristige Signale für Investitio-

nen zu schaffen (Planungssicherheit insbesondere für kapitalintensive Investitionen) sowie Markteffizi-

enz und Wettbewerb zu fördern/herzustellen. Politikinstrumente sollten dem Privatsektor nicht alle Ri-

siken abnehmen – insbesondere Technologie- und Projektentwicklungsrisiken sollten beim Privatsektor 

bleiben. 

Für den Hochlauf einer H2-Wirtschaft eignen sich unterschiedliche Politikinstrumente unterschiedlich 

gut, je nach Entwicklungsstand von Technologie und Industrie (Abbildung 14).  

 

 

Abbildung 14: Förderinstrumente  

 

Ziel ist, dass sich ein H2-Markt langfristig über den europäischen CO2-Preis ohne weitere regulatorische 

Eingriffe trägt. In der Theorie sollte das European Union Emissions Trading System (EU ETS) ein aus-

reichendes Preissignal für netto-Null bis 2050 geben und dieses Ziel kosteneffizient erreichen. In der 

Praxis ist jedoch die Preiswirkung bei den aktuellen Preisen und Marktentwicklungen in der Industrie 

mit sehr hohen CO2-Vermeidungskosten verbunden (15). Andere Sektoren sind noch gar nicht vom ETS 

abgedeckt.  

 

Es ergeben sich deshalb: 

• Unzureichend starke Signale für Investitionen. 

• Kurzsichtige Erwartungshaltung von Marktspielern zu CO2-Preisentwicklung. 

• Preisvolatilität und Unsicherheit, welche wiederum die Investitionskosten steigern. 

 

Um von der Förderung von Pilotprojekten hin zu einer stärker marktbasierten Förderung zu kommen, 

können Brandenburg und Berlin eine Vorreiterrolle durch die Einführung eines neuen Fördersystems 

einnehmen, ähnlich dem des britischen Modells der Differenzkontrakte (Contracts for Difference, CfD) 
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(35), (36). Auch H2-Global nutzt dieses Konzept, um die Erzeugung von grünem Wasserstoff in Ent-

wicklungsländern zu fördern (37). Durch dieses Förderinstrument werden zwei zentrale Herausforde-

rungen der lokalen H2-Erzeugung adressiert:  

 Preisunsicherheit  

 Investitionsunsicherheit  

 

Der Ansatz beruht darauf, Erzeugung und Nutzung von Wasserstoff für eine bestimmte Zeit zu trennen 

und einen liquiden, staatlich geförderten Intermediär zwischenzuschalten. Als Intermediär könnte bei-

spielsweise eine landeseigene Stiftung agieren. Eine weitere Option können sogenannte Karbon-Diffe-

renzverträge (Carbon Contracts for Difference, CCfDs) darstellen. Die Idee, die unter anderem im Hand-

lungskonzept Stahl des BMWi aufgegriffen wird, verfolgt einen ähnlichen Ansatz wie CfDs. Hier würde 

allerdings der europäische CO2-Preis (EU ETS Preis) als Referenzpreis für die Subventionszahlungen 

genommen werden. Einzelne Unternehmen, die in Wasserstofftechnologien zur Emissionsvermeidung 

investieren wollen, aber deren Investitionen vom ETS Preis noch nicht getragen werden, könnten eine 

staatliche Garantie für einen höheren CO2-Preis erhalten.  

 

Maßnahme 40: Marktbasierte Förderinstrumente prüfen und regional weiterentwickeln 

(z. B. regionale CfD oder CCfD). 

 

Um die Genehmigungsverfahren von Wasserstoff zu beschleunigen, wird geprüft, gemeinsame Hand-

reichungen von Behörden und Anlagenbetreibenden zu erstellen. Ein erfolgreiches Beispiel für eine 

solche Handreichung wurde im Bereich der Windenergie in Schleswig-Holstein erarbeitet (38). Außer-

dem könnten die Lerneffekte, die sich aus der gemeinsamen Erarbeitung einer solchen Handreichung 

ergeben, systematisch aufgearbeitet und an weitere Behörden sowie Anlagenbetreibende weitergegeben 

werden. Innerhalb von Behörden können Schulungen angeboten werden, damit Akzeptanz und Wissen 

kontinuierlich weiterentwickelt werden können.  

 

Maßnahme 41: Prozess für gemeinsame Erarbeitung von Handreichungen durch Behör-

den und Anlagenbetreibende durchführen, um Genehmigungsverfahren zu beschleuni-

gen. 

 

Ein weiterer Aspekt, welcher sich nach Wahrnehmung der Befragten zunehmend behindernd auf die 

zügige Bearbeitung von Genehmigungsverfahren auswirkt, ist das Fehlen von qualifizierten Fachkräften 

zur Besetzung von offenen Stellen in den Genehmigungsbehörden. Dabei stehen nicht nur die öffentli-

chen Behörden um Fachkräfte in Konkurrenz zueinander. Dieser Aspekt wird Abschnitt 11.3 Bildung 

und Forschung aufgegriffen. 

 

Eine weitere Option zur Förderung ist, die Regionen und Kommunen aktiv zu unterstützen, sich an 

deutschlandweiten Ausschreibungen erfolgreich zu beteiligen.  

 

Maßnahme 42: Regionen bei der überregionalen Zusammenarbeit und Wissen über bun-

des- und EU-weite Förderprogramme unterstützen und vernetzen (z. B. bei HyLand-

Wettbewerben). 
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Für die Übergangsphase hin zu marktbasierten Instrumenten kann umweltfreundliche öffentliche Be-

schaffung15 einen wichtigen Beitrag leisten. Hier sollte Wert auf emissionsarme Produkte gelegt werden, 

um Herstellenden einen ersten Absatzmarkt zu garantieren. Insbesondere bei der Beschaffung von Ze-

ment oder Stahl hätten hier Produkte, bei deren Herstellung grüner Wasserstoff zum Einsatz kommt, 

einen Vorteil. Zu den strategischen und nachhaltigen Aspekten der Beschaffung im Land Brandenburg 

können die Berechnung der Lebenszykluskosten hinzugefügt (40) und dabei Grenzwerte sowie Aus-

schlusskriterien für öffentliche Aufträge anhand von Emissionskriterien vereinbart werden. In Berlin 

gibt es bereits die zwingende Ermittlung von Lebenszykluskosten in einigen Bereichen (41). Für eine 

Besserstellung von grünen Produkten aus der H2-Wirtschaft könnte diese Lebenszyklusbewertung in 

Zusammenhang mit öffentlichen Vergabeprozessen erweitert werden. Die Vernetzung mit weiteren 

Bundesländern sowie die Nutzung von bereitgestellten Best Practices ist dabei hilfreich16.  

 

Maßnahme 43: Bei öffentlichen Bauvorhaben den Einsatz grüner Produkte im Vergabe-

verfahren berücksichtigen (z. B. Zement oder Stahl). 

  

 

15 „Umweltfreundliche öffentliche Beschaffung ist ein Prozess, in dem öffentliche Beschaffungsstellen Bau-, Lie-

fer- und Dienstleistungsaufträge ausschreiben, die eine geringere Umweltbelastung aufweisen als vergleichbare 
Leistungen mit derselben Funktion.“ (39) 
16 „Die Kompetenzstelle für nachhaltige Beschaffung beim Beschaffungsamt des Bundesministeriums des Innern 

(KNB) unterstützt öffentliche Auftraggeber bei der Berücksichtigung von Kriterien der Nachhaltigkeit bei Beschaf-
fungsvorhaben.“ (42)  
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10. Weitere Handlungsfelder  

10.1 Klimaschutz  

 

Im Bereich des Klimaschutzes eröffnet die H2-Wirtschaft aus Sicht der Umfrage-Teilnehmenden ein 

großes Potenzial: 94 Prozent der Befragten äußerten sich hierzu auf Basis ihres Tätigkeitsfeldes. Den 

Beitrag von Wasserstoff zum Klimaschutz beurteilten 84 Prozent der Befragten als hoch oder sehr hoch. 

Ziele, welche durch das Thema Wasserstoff verfolgt werden, sind vor allem die Reduktion von CO2-

Emissionen, Nachhaltigkeitsbestrebungen und Umweltschutz. 

 

Das „Energieland Brandenburg“ hat enormes Potenzial, im nationalen Kontext eine Vorreiterrolle beim 

Klimaschutz einzunehmen, indem die Potenziale der erneuerbaren H2-Erzeugung maximal genutzt wer-

den. Hierzu braucht es auch die Verzahnung der H2-Strategie in die Klimaschutzbestrebungen des Lan-

des. Der derzeit in der Erstellung befindliche Klimaplan Brandenburg (43) und die daraus resultierende 

Klimastrategie sind wichtige Meilensteine in dieser Entwicklung.17  

 

Maßnahme 44: Einbetten der H2-Maßnahmen in die Klimaschutzbestrebungen Branden-

burgs. 

 

Der Fokus wird frühzeitig auf Emissionsminderung gesetzt. Dabei ist grüner Wasserstoff aus erneuer-

baren Energien unabdingbar. Deshalb wird der lokalen Produktion von grünem Wasserstoff hier Vor-

rang vor anderen H2-Arten gegeben. Für den übergangsweisen Einsatz von blauem oder türkisem Was-

serstoff und auch für die Erzeugung von grünem Wasserstoff soll die Klimawirksamkeit entlang der 

gesamten Wertschöpfungskette (Ökobilanzierung/Life-Cycle-Assessment) dazu genutzt werden, mög-

lichst emissionsarme Transformationspfade umzusetzen. In Tabelle 1 findet sich eine Abschätzung der 

Klimawirkung je nach H2-Herstellungsverfahren.  

 

Maßnahme 45: Frühzeitige Positionierung zu grünem Wasserstoff aus erneuerbaren 

Energien zur Sicherung der Klimaneutralität bis 2045. 

  

 

17 Für Berlin gibt es bereits eine „Machbarkeitsstudie Klimaneutrales Berlin 2050“ (44).  



Seite 52 

Farbe des Was-

serstoffs 

Kurz: Herstellungsver-

fahren 

CO2-Fußabdruck  In welchen Herstellungsschritten entsteht 

am meisten CO2? 

Grün Elektrolyse von Wasser  

genaue Definition steht 

noch aus  

Von 0.88 kgCO2/kgH2 (bei 

Strom aus erneuerbaren 

Energien)  

Bau, Betrieb und Rückbau von EE-Anlagen 

sowie der Bau, Betrieb und Rückbau der 

Elektrolyseure  

Türkis Aufspaltung von Erdgas 

mithilfe von Methanpyro-

lyse in H2 und festen Koh-

lenstoff. 

3.3 kgCO2/kgH2 Gewinnung von Erdgas.  

 

Wärmeversorgung des Hochtemperaturreak-

tors 

 

Je nach Transport und der dabei genutzten 

Energie können Emissionen entstehen  

Blau Erdgasdampfreformierung 

in Verbindung mit Abspal-

tung von CO2  

5.61 kgCO2/kgH2 

 

Gewinnung von Erdgas. 

 

Bei Dampfreformierung werden lediglich 65 

bis 90 % des CO2 abgespalten 

 

Transport 

Grau Gewinnung durch Dampf-

reformierung von fossilen 

Brennstoffen wie Erdgas 

13,24 kgCO2/kgH2 (ein-

schließlich der Erdgas-

Vorketten) 

 

Prozessbedingt  

 

Transport  

Zum Vergleich: 

Erzeugung aus 

deutschem 

Strommix 

Elektrolyse  23 kgCO2/kgH2 (bei Strom 

aus durchschnittlichem 

deutschen Strommix 2020) 

Maßgeblich abhängig vom genutzten Strom-

mix 

 

Tabelle 1: CO2-Fußabdrücke unterschiedlicher „Wasserstofffarben“ (45) 

 

Vor dem Hintergrund der heimischen H2-Produktion werden auch Betrachtungen des Brandenburger 

und des Berliner Wasserhaushalts durchgeführt. Die beiden Bundesländer gehören bereits bis zur Mitte 

des Jahrhunderts zu den stark vom Klimawandel betroffenen Regionen („Klimatische Hotspots“ (46)). 

Sie zählen zu den trockensten und wärmsten Regionen Deutschlands (siehe Abbildung 15). Es entstehen 

deshalb Klimarisiken sowohl durch extreme Hitze, als auch durch „Trockenheit und Niedrigwasser für 

alle wassernutzenden und wasserabhängigen Systeme“(46).  

 

Maßnahme 46: Wasserverfügbarkeit sowie die regionenspezifischen Klimarisiken mit in 

die Planung von heimischen Erzeugungskapazitäten einbeziehen. 

 

Für die Produktion grünen Wasserstoffs aus erneuerbarer Energie werden pro Kilogramm Wasserstoff 

ca. 9 Liter Wasser benötigt (47). Vor diesem Hintergrund soll die zukünftige Wasserverfügbarkeit sowie 

die regionenspezifischen Klimarisiken mit in die Planung von heimischen Erzeugungskapazitäten ein-

bezogen werden.   
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Abbildung 15: Klimaraumtypen in Deutschland (46) 

 

10.2 Akzeptanz  

 

Die aktuelle Akzeptanz von Wasserstoff wurde von 52 Prozent der Befragten als hoch oder sehr hoch 

eingeschätzt. Dennoch gibt es auch Akzeptanzprobleme. Dabei nannten die Befragten vor allem man-

gelndes Wissen und Unkenntnis als eine große Hürde bei der Akzeptanzschaffung. 40 Prozent der Be-

fragten sehen es als Aufgabe der Länder an, die Akzeptanz für Wasserstoff zu erhöhen.  

 

Die Transformation von fossilen Energieträgern hin zu erneuerbaren ist eine gesamtgesellschaftliche 

Aufgabe. Notwendigkeit und Ziel dieser Transformation sind zu verstärken und an unterschiedliche 

Zielgruppen zu kommunizieren. Dabei geht es zum einen um die Kommunikation an und mit Bürgerin-

nen und Bürgern von Brandenburg und Berlin. Dazu bieten sich sowohl soziale Medien als auch dialo-

gisch-organisierte Veranstaltungen an, die unterstreichen, wie wichtig das Thema sowohl für Klima-

schutz als auch die lokale Wertschöpfung ist und somit gemeinwohlsteigernd wirkt. Auch die Gestaltung 

des Internetauftritts sowie das Bespielen relevanter „Keywords“ bei online Suchanfragen werden hierbei 

berücksichtigt und verbessert. Zum anderen wird Brandenburg sein Engagement bei diesem Thema auch 

im bundesdeutschen und EU-Kontext platzieren, sodass sowohl qualifizierte Arbeitskräfte als auch in-

novative Unternehmen erstens die Potenziale von Wasserstoff und zweitens in Brandenburg wahrneh-

men. 

 

Maßnahme 47: Verstärkte Informations- und Öffentlichkeitsarbeit zu Wasserstoff und 

„Energieland Brandenburg“ umsetzen. 

 



Seite 54 

Die H2-Strategie wird breit kommuniziert. Dabei sollen sowohl bereits beteiligte als auch neue Akteu-

rinnen und Akteure mitgenommen werden. Die Verbreitung der Strategie ist wichtig, um für die Schwer-

punktsetzung in Brandenburg und Berlin zu werben und möglichst viele, auch neue, Stakeholderinnen 

und Skakeholder in den Aufbau einer H2-Wirtschaft einzubinden.  

 

Maßnahme 48: Kommunikation der H2-Strategie an Industrie, Bevölkerung und Ver-

bände. 

 

Für eine nachhaltige H2-Wirtschaft in Brandenburg braucht es die Mitgestaltung von vielen Akteurinnen 

und Akteuren und die technische Expertise der KMU. Deshalb sollen regelmäßige Treffen für Wissens- 

und Erfahrungsaustausch, aber auch zur strategischen Vernetzung und Kommunikation genutzt werden. 

Dies kann zum Teil über den H2-Marktplatz in Maßnahme 61erfolgen, soll aber auch durch KMU-

spezifische Maßnahmen begleitet werden.  

 

Maßnahme 49: Gezielt KMU bei der Ausgestaltung von H2-Maßnahmen über Netzwerke 

einbeziehen. 

 

Wasserstoff soll in der Bevölkerung „anfassbar“ werden. Dies geschieht zum einen durch Informations-

arbeit zur Sicherheit von Wasserstoff (Explosionsrisiko, Reichweitenangst), was aktuell zu einer man-

gelnden Akzeptanz von Wasserstoff beiträgt. Zum anderen trägt der Einsatz von Wasserstoff im ÖPNV 

und anderen kommunalen Bereichen zur „Normalität von Wasserstoff im Alltag“ und somit zur Akzep-

tanzsteigerung bei.  

 

Maßnahme 50: Wasserstoff durch positives Marketing und Information „anfassbar“ ma-

chen. 

 

Eine Möglichkeit dazu ist die Auslobung eines Wasserstoffpreises in Brandenburg und Berlin. Dieser 

kann jährlich, beispielsweise durch das Cluster Energietechnik Berlin-Brandenburg (48), vergeben wer-

den. Ein solcher Wettbewerb bietet die Möglichkeit, unterschiedliche gesellschaftliche Gruppen mit un-

terschiedlichen Zielstellungen zu begeistern. Für Schülerinnen und Schüler kann z. B. ein Preis für das 

innovativste H2-Projekt ausgerufen werden (dies kann auch in Zusammenhang mit Maßnahme 53statt-

finden). Für KMU besteht die Möglichkeit, einen Innovationspreis zu entwerfen, für Hochschulen und 

Universitäten bietet sich ein Forschungspreis an.  

 

Maßnahme 51: Auslobung eines Wasserstoffpreises für Projekte, Innovationen oder For-

schung in Brandenburg und Berlin.   
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10.3 Bildung und Forschung  

 

In Brandenburg und Berlin besteht eine umfangreiche Forschungslandschaft im Bereich innovativer 

Energietechnologien sowie Netzwerke im Bereich der BZ-Entwicklung. Ein Drittel der Befragten gaben 

im Rahmen der Umfrage an, in der H2-Forschung tätig zu sein. Mehr als ein Viertel aller Befragten ist 

der Meinung, dass sich die ansässigen Hochschulen und Forschungseinrichtungen nicht ausreichend mit 

der H2-Forschung beschäftigen18. Auf die Frage, ob der Transfer von der Forschung in die Praxis in 

Brandenburg und/oder Berlin gelinge, gaben 24 Prozent aller Befragten an, dass dies noch nicht der Fall 

sei19.  

 

In Brandenburg und in Berlin gibt es zahlreiche Wissenschafts- und Forschungseinrichtungen, die hierzu 

einen Beitrag leisten und gemeinsam mit Industrie- und weiteren Forschungspartnern bspw. in Realla-

boren entsprechende Lösungen entwickeln können.  

 

Maßnahme 52: Bündelung von zielgerichteten Fördermaßnahmen, um Forschung und 

Innovation als strategisches Element der Energie- und Wirtschaftspolitik zu verankern. 

 

Akzeptanz entsteht auch durch Verstehen und Wissensanwendung. Damit Wasserstoff mehr Assozi-

ationen und Ideen weckt als nur das „Knallgas-Experiment“ wird angestrebt, die gemäß dem Rahmen-

lehrplan für die Jahrgangsstufen 1 bis 10 Berlin und Brandenburg verbindliche Umsetzung des über-

greifenden Themas Nachhaltige Entwicklung (BNE) verstärkt mit der unterrichtlichen Behandlung von   

Klima/Klimawandel,  erneuerbare Energien und Wasserstoff  zu verknüpfen. Mit Blick auf die langfris-

tige Akzeptanzsteigerung sowie die Ausbildung qualifizierter Fachkräfte kann die Thematisierung  von 

Wasserstoff  in Schulen bzw. Hochschulen einen wichtigen Beitrag leisten. Dies erachten auch 83 Pro-

zent der Befragten als sinnvoll oder sehr sinnvoll.  

Im Rahmen des fächerübergreifenden Unterrichts, in  Projekten sowie außerschulischen Lernortenbietet 

sich die Möglichkeit,  die Vielschichtigkeit der Themen zu diskutieren und gleichermaßen das Interesse 

von Lehrenden sowie von Schülerinnen und Schülern zu wecken. Auch (außer)schulische Kooperatio-

nen mit den zahlreichen Forschungseinrichtungen, die sich in Brandenburg und Berlin mit dem Thema 

Wasserstoff beschäftigen, sollten angestrebt werden, um die Erforschung von Teilgebieten der Wasser-

stofftechnologie /Wasserstoffwirtschaft, des Klimawandels sowie der erneuerbaren Energien in Schü-

lerwettbewerben oder Projekten zu ermöglichen. Nicht zuletzt können solche Projekte auch mit lokalen 

Unternehmen gemeinsam gestaltet werden. Dadurch haben Unternehmen eine Möglichkeit, jungen 

Menschen ihr Unternehmen vorzustellen und Schülerinnen und Schüler können praxisnah lernen. Bei-

spielhaft für Brandenburg stehen Kooperationen von Jugend forscht – Schulen mit universitären und 

anderen wissenschaftlichen Einrichtungen (z.B. der BTU Cottbus-Senftenberg oder dem Potsdam-Insti-

tut für Klimafolgenforschung) sowie Unternehmen der Region (z.B. BASF), in deren Rahmen gezielt 

Themen zur Erforschung von Teilgebieten der Wasserstofftechnologie / Wasserstoffwirtschaft, des Kli-

mawandels und der erneuerbaren Energien behandelt werden.  Etwas Vergleichbares hat das Land Sach-

sen mit dem Projekt „Hypos macht Schule“ aufgesetzt (49). 

 

18 Weitere 21 Prozent gaben an, sie halten es für ausreichend, die Übrigen machten keine Angabe zu dieser 
Frage.  
19 13 Prozent gaben an, der Transfer gelinge, die übrigen Befragten gaben hierzu keine Auskunft. 
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Die Nutzung des Instruments der Planspiele kann hier eine sinnvolle und praxisnahe Ergänzung zu den 

anderen Methoden der Wissensvermittlung sein. Dabei begeben sich die Teilnehmer/innen in eine fik-

tive Situation, die ein vereinfachtes Abbild der Realität darstellt. Während mehrerer Spielrunden ma-

chen sich die Teilnehmer mit der Situation vertraut, nehmen unterschiedliche Rollen ein, führen Ver-

handlungen und fällen konkrete Entscheidungen. 

  

 

Maßnahme 53: Bestehende Schülerwettbewerbe (z. B. Mathematik-Informatik-Technik 

[MINT] und Schülerlabore als außerschulische Lernorte) um das Instrument der Plan-

spiele und um Praxisprojekte mit Industrie und Forschungseinrichtungen zum Thema 

„Bedeutung von H2 für Energiewende und Klimaschutz“ erweitern. 

 

Bereits heute existieren in Brandenburg und Berlin eine Vielzahl an Forschungseinrichtungen und for-

schende Unternehmen, die sich mit dem Thema Wasserstoff beschäftigen. Zukünftig wird die Aus- und 

Weiterbildung im Bereich H2- und BZ-Technologie für den Aufbau einer H2-Wirtschaft entscheidend 

sein. Auf die Frage, welche Fachrichtungen verstärkt ausgebildet werden sollten, nannten die befragten 

Brandenburger und Berliner Forschende folgende Vorschläge:  

• Elektrische Energie- und Verfahrenstechnik 

• Technische Informatik 

• Logistik 

• Ingenieurswissenschaften 

• Materialentwicklung und Werkstoffwissenschaften 

• erneuerbare Energietechnologien 

• Sicherheitstechnik  

• Maschinenbau 

 

Auch die Integration von konkreten Inhalten zur H2- und BZ-Technologie in vorhandenen Ausbildungs-

richtungen und Studiengängen wird als Chance für mehr Nachwuchsförderung gesehen. 

Im Ausbildungs-, Studiums- und Forschungsbereich kann das Land Brandenburg sowie die Hauptstadt-

region verstärkt auf das Thema Wasserstoff setzen, junge Talente fördern und diesen eine Perspektive 

bieten. Im Rahmen der Kooperation der Länder Berlin und Brandenburg bei Maßnahmen zur Fachkräf-

tesicherung in der Region können auch die Ausbildungsbedarfe der H2-Industrie Berücksichtigung fin-

den. Dabei empfiehlt sich eine Zusammenarbeit mit den regionalen Industrie- und Handelskammern 

(IHK), um Ideen und Maßnahmen für eine Ausbildungsoffensive zu starten.  

 

Maßnahme 54: Ausbildungsoffensive für H2-Industrie starten sowie Fachleute und Nach-

wuchsforschende im Bereich Wasserstoff und Brennstoffzellen ausbilden. 

 

Der Transfer von wissenschaftlichen Erkenntnissen in die H2-Wirtschaft spielteine zentrale Rolle, so-

dass neueste Erkenntnisse der ausgeprägten Forschungslandschaft Brandenburgs und Berlins zeitnah 

und lokal in der Wirtschaft aufgegriffen werden können. 

 

Maßnahme 55: Best-Practice-Projekte in Kooperation von Forschung und Wirtschaft so-

wie den Wissens- und Technologietransfer verstärkt fördern. 
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Aus der Grundlagenforschung kommen wegweisende Erkenntnisse zur Entwicklung und Weiterent-

wicklung von Produkten entlang der gesamten H2-Wertschöpfungskette, die die Basis sind für die Ab-

leitung von technologischen Standards und zukunftsweisenden Ansätzen, wie sie z. B. für die Entwick-

lung neuartiger Elektrolyse-Verfahren notwendig sind. Diese Potenziale gilt es stärker in die anwen-

dungsorientierte Forschung zu überführen und in Zusammenarbeit mit Industriepartnern zu nutzen. 

 

Maßnahme 56: Entwicklung wegweisender, innovativer Wasserstofflösungen stärker vo-

ranbringen; hierbei noch stärker die Potenziale der anwendungsorientierten Grundlagen-

forschung in enger Zusammenarbeit mit der Wirtschaft nutzen. 

 

Die Stärkung der Zusammenarbeit von Wissenschaft und Wirtschaft in der anwendungsorientierten 

Grundlagenforschung ist für die Entwicklung von Wasserstofftechnologie notwendig, um in diesem Be-

reich nationale und internationale Sichtbarkeit zu erlangen. Gegenwärtig befinden sich Brandenburg 

und Berlin im Wettbewerb mit anderen Ländern und können hier einen deutlichen Erkenntnisfortschritt 

erreichen. Insofern sollte die Forschung auch den Fokus auf wirtschaftliche Bedarfe und Umsetzung 

haben und damit in enger Zusammenarbeit mit Industriepartnern erfolgen. 

 

Maßnahme 57: Förderung von Projekten, in denen Forschungs- und Industriepartner ge-

meinsam Innovationen aus dem Labor schneller als bisher in die Anwendung bringen und 

sie nach industriellen Maßstäben umsetzen. 

 

Im digitalen H2-Marktplatz werden auch Forschungseinrichtungen ihren Platz finden (Abbildung 16), 

damit schnell ein Überblick über aktuelle Forschungsprojekte sowie Ansprechpersonen gewonnen wer-

den kann20. Zu den derzeitigen Aktivitäten und Forschungsthemen in Brandenburg und Berlin befindet 

sich eine Übersicht im Anhang (Kapitel 14).  

 

 
Abbildung 16: Wasserstoff-Forschungseinrichtungen in Brandenburg und Berlin21 

 

 

  
 

20 Weitere Ausführungen zum H2-Marktplatz finden sich im folgenden Kapitel 10.4. 
21 Abgebildet sind nur Forschungseinrichtungen, die im Prozess der Stakeholderbeteilung im Rahmen der Road-

map-Entwicklung involviert waren. 
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10.4 Synergien, Zusammenarbeit und H2-Marktplatz  

 

Mehr als ein Drittel der Befragten halten es für eine Aufgabe der Länder Brandenburg und Berlin, ge-

meinsame Initiativen auf den Weg zu bringen und diese zu begleiten.  

 

Das „Eckpunktepapier der ostdeutschen Kohleländer“ zielt ebenfalls auf ein gemeinsam ausgerichtetes 

Vorgehen. Durch diesen gemeinsamen Auftritt soll Wasserstoff für die Energiewende und den Struk-

turwandel in den Kohleregionen mehr politisches Gewicht erhalten (4). 

Berlin stellt mit seiner Vielzahl von Industrieunternehmen und kommunalen Akteurinnen und Akteure 

für Brandenburg potenziell einen großen Abnehmer von Wasserstoff dar und schafft somit die nötige 

Nachfrage für wirtschaftliche Skalenerträge. Mecklenburg-Vorpommern, als Brandenburger Nachbar 

mit einer ähnlichen Windausbauhistorie, ist zum Erfahrungsaustausch wie auch zur wirtschaftlichen 

Zusammenarbeit beim Aufbau einer Elektrolyseindustrie für Brandenburg von großem Interesse. Der 

„H2-Masterplan Ostdeutschland“ stellt die Potenziale und Synergien Ostdeutschlands in Bezug Wasser-

stoff ausführlich dar (9). 

Eine stärkere Zusammenarbeit ist mindestens in den Bereichen Forschung und Entwicklung, politischer 

Zusammenarbeit, Wasserstoff- und Energiestrategie sowie Wirtschaft relevant. 

 

Maßnahme 58: Forschungsnetzwerke durch länderübergreifende Kooperationen und 

weiteren Ausbau im Bereich der Erzeugung, Transport, Nutzung und Speicher von Was-

serstoff stärken. 

 

Maßnahme 59: Politische Zusammenarbeit mit den benachbarten Bundesländern verste-

tigen, um bei nötigen Entscheidungen auf Bundes- und EU-Ebene schnell und abgestimmt 

reagieren zu können. 

 

Maßnahme 60: Strategische Zusammenarbeit von Brandenburg und Berlin bei Wasser-

stoff und Energiethemen festigen und ausbauen. 

 

Brandenburg hat aufgrund seiner Tradition bei Energiewende und Sektorenkopplung in vielen Regionen 

des Landes exzellente lokale Netzwerke aufgebaut. Ziel ist es, regionale Lücken zu füllen und den Aus-

tausch der lokalen Netzwerke durch einen Koordinator zu unterstützen. Dazu bietet sich das bestehende 

Cluster Energietechnik Berlin-Brandenburg22 an.  

 

Ein digitaler Marktplatz für grünen Wasserstoff kann vor diesem Hintergrund Erzeugende und Verbrau-

chende clever vernetzen. Dieser Markplatz wird die unterschiedlichen Nachhaltigkeits- und Preismerk-

male, die verschiedenen Qualitäts- und Druckniveaus sowie die Erzeugungs- und Nutzungspotenziale 

von Wasserstoff darstellen. Es soll dabei nicht nur um die Darstellung von Informationen gehen, viel-

mehr wird die Möglichkeit der Interaktion zwischen den Unternehmen, Wirtschaftsförderung und Poli-

tik angestrebt. Letztlich können durch diesen verstärkten, digitalen Austausch die Erzeugungs- und Nut-

zungskapazitäten schnell qualifiziert und quantifiziert werden. Durch seinen dezentralen Ansatz kann 

 

22 Mehr als 6.400 Unternehmen und knapp 58.000 Beschäftigte sind im Cluster Energietechnik Berlin-Branden-

burg tätig. „Seit dem Jahr 2011 leisten beide Bundesländer im Cluster Energietechnik in den Kernthemen erneu-
erbare Energien, Energieeffizienz, Energienetze und Speicher sowie Turbomaschinen und Kraftwerkstechnik ei-
nen wesentlichen Beitrag zur Unterstützung länderübergreifender Innovationspotenziale.“ (49)  
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der digitale H2-Markplatz Klimaschutz nahe am Verbrauchenden ermöglichen und darüber hinaus zu 

einer Basis für die bessere Planbarkeit von Investitionen in die nötigen Infrastrukturen entwickelt wer-

den.  

 

Maßnahme 61: Aufbau eines digitalen H2-Marktplatzes, um das Wachstum einer H2-Wirt-

schaft zu beschleunigen. 

 

Mit dem Ziel einer regionalen Wertschöpfung und damit verbundener Arbeitsplatzeffekte strebt die 

Landesregierung an, in den nächsten Dekaden einen signifikanten Anteil des Wasserstoffbedarfs durch 

heimische Elektrolyse-Produktion unter Nutzung von EE-Strom aus Brandenburg zu befriedigen. Hier-

für bedarf es unter Beachtung der zukünftigen Flächenverfügbarkeiten auch eines entsprechenden Zu-

baus an EE-Anlagen in Brandenburg. 

Aufgrund der begrenzten Zubau-Möglichkeiten wird es aber nicht möglich sein, auf diesem Wege der 

Elektrolyse den (grünen) Wasserstoffbedarf in Brandenburg in zukünftigen Jahrzehnten vollständig zu 

decken. Um gleichwohl möglichst viel Wertschöpfung und Technologie-Know-How im Land zu halten, 

sollen gerade zur Deckung des großskaligen Wasserstoffbedarf der Industrie auch andere klimafreund-

liche Technologien, wie z.B. Pyrolyse und Plasmalyse, zum Einsatz kommen. 

 

Nachfolgend wird auf Basis aktueller Studien sowie der durchgeführten Umfragen der H2-Bedarf für 

das Jahr 2040 – in zeitlicher Kongruenz zur (aktuell in der Überarbeitung befindlichen) Energiestrategie 

2040 abgeschätzt.  

 

Die zukünftigen Bedarfe bis zum Jahr 2040 können naturgemäß zum jetzigen Zeitpunkt nicht genau 

vorhergesagt werden. Mit dem H2-Markplatz wird aber zukünftig ein Instrument etabliert, welches ein 

kontinuierliches Monitoring der zukünftigen H2-Bedarfe unterstützt. 

 

Entsprechend der Umfrage ergibt sich für das Jahr 2040 allein für die Nutzung im Industriesektor ein 

Bedarf von mindestens 6,8 TWh/a23. Angaben für die Sektoren Verkehr, Wärme und Energiesystem 

werden zukünftig über den H2-Markplatz abgefragt. Im „H2-Masterplan für Ostdeutschland“24 werden 

im Industriesektor 9,9 TWh angegeben, wobei hier 4 TWh dem Stahlstandort von ArcelorMittal in Ei-

senhüttenstadt, weitere 2,6 TWh der Raffinerie in Schwedt sowie 3,3 TWh der Prozesswärme anderer 

Bereiche mit „längerfristiger Perspektive“ zugeordnet werden.  

Die H2-Bedarfe der „Nationalen Wasserstoffstrategie“ ergeben, anhand von relevanten Kennziffern an-

teilig auf Brandenburg bezogen, im Jahr 2040 einen Wasserstoffbedarf von 22,5 TWh über die Sektoren 

Industrie, Verkehr, Wärme und Energie25.  

Ergänzend wurden die Daten der Agora Energiewende, die hinsichtlich der abgeschätzten Bedarfe deut-

lich unter den aktuelleren Werten des NWR liegen, ebenfalls einbezogen und anhand von Kennziffern 

Ableitungen für Brandenburg getroffen.  

Die zitierten Studien und Ergebnisse verwenden unterschiedliche Annahmen und sind daher nicht voll-

umfänglich vergleichbar.  

 

 

23 Summe ausgewählter Großunternehmen, die einen H2-Bedarf im Rahmen der Umfrage angegeben haben. Der 

tatsächliche Bedarf wird daher höher sein  
24 Quelle: H2-Masterplan für Masterplan (9) 
25 Quelle: Nationalen Wasserstoffstrategie (3) 
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 Abschätzungen der H2-Bedarfe Brandenburg 2040 [TWh] 

Quellen Industrie Mobilität Wärme Energie gesamt 

Nationaler H2-Rat26 4,7 2,8 0,3 14,6 22,5 

H2-Masterplan Ostdeutschland 9,9 2,6 nicht ermittelt 12,5 

Umfrage H2-Roadmap "grüner" H2 6,8 werden im H2-Markplatz ermittelt 6,8 

Agora27 3,9 0,9 1,8 0,4 6,9 

Prognos 17,7 2,2 2,05 2,05 24,0 

Tabelle 2: Abschätzungen der H2-Bedarfe Brandenburg 2040 [TWh] 

Den aktuellen Werten des Nationalen Wasserstoffrates, gestützt durch zu diesen Daten passfähigen Wer-

ten des Wasserstoff-Masterplans für Ostdeutschland, ausgewählten Angaben aus der Umfrage zu ein-

zelnen Teilmärkten und den Analysen der Prognos  GmbH wird eine besonders hohe Plausibilität zuge-

messen. Somit wird als prognostizierte Bedarfsgröße für 2040 mit 22,5  TWh der Wert des Nationalen 

Wasserstoffrates  zu Grunde gelegt. 

Zur Deckung dieses hohen zukünftigen Bedarfes sind nachfolgende Überlegungen handlungsleitend:  

 

Der voraussichtliche Bedarf an (klimaneutralem) Wasserstoff in Brandenburg wird so groß sein, dass 

seine vollständige Deckung durch die Herstellung von grünem Wasserstoff mittels Elektrolyse schon 

allein aufgrund der begrenzt verfügbaren Mengen an erneuerbarem Strom nicht möglich sein wird. Da-

raus folgt zugleich, dass der in BB produzierte grüne Wasserstoff zuvorderst zur Deckung der Bedarfe 

im Land genutzt werden soll. Für einen Export von grünem Wasserstoff aus Brandenburg heraus wird 

derzeit kein Potential gesehen. 

 

Die Bereitstellung von erneuerbaren Energien sollte grundsätzlich möglichst technologieübergreifend 

und technologieflexibel erfolgen. Während die Bereitsstellung von Flächen für die Windkraft in der 

derzeitigen Situation über die Regionalplanung gesteuert wird, wird der Ausbau von PV zunehmend 

auch außerhalb der EEG, marktorientiert auf kommunaler Ebene entschieden. Hier bleiben die Ergeb-

nisse der derzeit in Erarbeitung befindlichen PV-Potentialanalyse für das Land Brandenburg abzuwar-

ten.  

 

Vor dem Hintergrund der limitierten Möglichkeit zur Erzeugung von grünem Wasserstoff in Branden-

burg wird insbesondere unter Effizienzgesichtspunkten eine Nutzung des grünen Wasserstoffs im 

Stromsektor (Rückverstromung) und im Wärmemarkt (Gebäude) derzeit nicht angestrebt. Erste kon-

krete Nutzungen von Wasserstoff werden daher insbesondere im Mobilitätssektor und bei Pilotprojekten 

zur Dekarbonisierung der Industrie gesehen. Um diese (vor allem regionalen) Bedarfe zu decken, sind 

dezentrale H2-Erzeugungsstrukturen unter Nutzung regionaler EE-Strom-Anlagen sinnvoll.  

 

Um den prognostizierten Wasserstoffbedarf von etwa 22,5 TWh/a mittels Elektrolyse zu decken, be-

dürfte es einer installierten elektrischen Leistung dieser Elektrolyseure von ca. 10 GW, welche wiede-

rum einen Strombedarf von rd. 45 TWh/a (elektrisch) hätten. Die Landesregierung wird sich dafür ein-

setzen, durch den weiteren Ausbau der EE Kapazitäten im Rahmen der (planungs)rechtlichen Möglich-

keiten einen bestmöglichen Beitrag zur Deckung dieses Strombedarfs zu leisten. Aufgrund des Strom-

 

26 Ergebnisse für Brandenburg wurden anteilig aus den Werten der Bundesebene errechnet. INDUSTRIE wurde 

anteilig mit dem Primärenergieverbrauch für BB berechnet. MOBILITÄT wurde anteilig mit der Bevölkerung für BB 
berechnet. WÄRME wurde anteilig mit der Bevölkerung für BB berechnet. ENERGIE wurde anteilig mit dem Pri-
märenergieverbrauch für BB berechnet 
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bedarfs in der Größenordnung von 45 TWh/a (elektrisch)  ist aber damit zu rechnen, dass der Wasser-

stoff-Gesamtbedarf in 2040 nur anteilig aus regionalem EE-Strom gedeckt werden kann. Die Methan-

Pyrolyse kann hier insbesondere zur Deckung der großskaligen Industriebedarfe eine sinnvolle und not-

wendige, zugleich aber auch klimaneutrale Ergänzung zur Elektrolyse darstellen. Darüber hinaus  wer-

den perspektivisch auch Importe in Form von Molekülen und Elektronen notwendig. An der Errichtung 

der für Wasserstoffimporte erforderlichen Infrastruktur (Wasserstoffnetze, Speicher) arbeiten Landes- 

und Bundesregierung gemeinsam mit den Akteuren der Wirtschaft. 

 

 

 

Eine funktionierende H2-Wirtschaft wird darauf angewiesen sein, dass entlang der Wertschöpfungsstu-

fen von der H2-Erzeugung, über H2-Verbrauch bis hin zu den notwendigen Dienstleistungen entspre-

chend spezialisierte Unternehmen in Brandenburg und der Hauptstadtregion ansässig sind. Es gilt, dabei 

auch den bereits regional verwurzelten Unternehmen den Einstieg in die H2-Wirtschaft zu ermöglichen, 

um wirtschaftlich nachhaltige Geschäftsmodelle mit der nötigen Planungssicherheit aufbauen können. 

In Brandenburg und der Hauptstadtregion ist dazu vielfältiges, technologisches Know-how vorhanden. 

KMU können typischerweise sehr anpassungsfähig agieren, sie verfügen jedoch meistens nicht über 

entsprechende Forschungsabteilungen, die ihr Wissen in völlig neue Bereiche transferieren. Anderer-

seits werden für den Aufbau einer H2-Wirtschaft viele neue Produkte und Dienstleistungen benötigt, die 

noch nicht am Markt verfügbar sind27. Deshalb braucht es eine Vernetzungsmöglichkeit, wo Wissen, 

Kontakte und/oder Gesuche schnell und unkompliziert geteilt werden können.  

 

Maßnahme 62: „KMU-Chatroom“ schaffen, um vorhandenes technologisches Know-how 

auf die neuen Anforderungen in der H2-Wirtschaft teilen und abfragen zu können. 

 

Das Nachbarland Polen plant verstärkte Investitionen in erneuerbare Energien und will bis 2050 bei-

spielsweise 28 GW Offshore-Windanlagen in der Ostsee bauen (50). Außerdem ist bis 2030 eine Pro-

duktion von 2 GW Wasserstoff geplant (51). Weiterhin hat im Februar 2021 der polnische Ministerrat 

das Strategiepapier „PEP2040“ verabschiedet und damit eine drastische Reduzierung der Energiegewin-

nung aus Kohle sowie einen Ausbau der erneuerbaren Energien beschlossen. Der Finanzbedarf wird bis 

2040 auf insgesamt rund 355 Mrd. EUR geschätzt. Vor dem Hintergrund, dass auch in Polen massive 

Transformationsprozesse weg von der Kohleindustrie hin zu erneuerbarer Energie stattfinden müssen, 

können hier Synergie- und Lerneffekte genutzt werden. Beispielsweise könnten gemeinsame Energies-

zenarien entwickelt oder weitere grenzübergreifende H2-Pprojekte angeschoben werden. Auch im For-

schungsbereich zu Energie- und H2-Themen soll verstärkt der Schulterschluss mit dem Nachbarland 

gesucht werden.  

 

Maßnahme 63: Zusammenarbeit mit Polen zu Wasserstoff verstärken. 

 

11. Ausblick – nächste Schritte 

 

Im Eckpunktepapier zur Entwicklung einer Wasserstoffwirtschaft haben Sachsen, Sachsen-Anhalt und 

Brandenburg zwei wesentliche Handlungsstränge als nächste Umssetzungsschritte vereinbart. Einerseits 

 

27 Beispielsweise eichrechtskonforme Messtechnik zur Massebestimmung von Wasserstoff an Tankstellen.  
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der gemeinsame Einsatz bei der energiewendetauglichen Anpassung bzw. Weiterentwicklung des deut-

schen Energierechts, andererseits die Erstellung einer Strategie auf Landesebene mit Stakeholder-Betei-

ligung. 

 

Mit Vorlage der H2-Strategie der Landesregierung Brandenburg ist diesen Handlungssträngen neben 

einer Richtung auch ein Fahrplan zum Aufbau einer H2-Wirtschaft in Brandenburg und der Hauptstadt-

region gegeben. Dabei handelt es sich um ein agiles Instrument, welches auf seinem Weg zeitliche Sta-

tionen - die Handlungszeiträume 2030 und 2040 - ansteuern muss. 

 

Als erster Schritt nach Veröffentlichung dieser Strategie wird in einem ressortübergreifenden Prozess 

eine Priorisierung nach Zeit und Relevanz der Handlungsfelder sowie der Maßnahmen vorgenommen. 

Dieser wird sowohl in Abstimmung mit den betroffenen Ressorts im Land Brandenburg als auch mit 

Berlin erfolgen, damit die Umsetzung der Maßnahmen und die Einbindung der beteiligten Akteurinnen 

und Akteure zeitnah angegangen werden kann. 

 

In der Umsetzung der Maßnahme 61: Aufbau eines digitalen H2-Marktplatzes wird ein signifikanter 

Beitrag gesehen, das Wachstum einer H2-Wirtschaft in der Region zu beschleunigen. Zudem liegen als 

Ergebnis der Umfrage eine beachtliche Anzahl von sehr interessanten Projekten entlang der H2-Wert-

schöpfungskette und Beiträge von Akteurinnen und Akteuren vor, die aus datenschutzrechtlichen Grün-

den in der H2-Strategie nicht genannt werden können.  

 

Daher wird bereits jetzt an der Erstellung eines H2-Marktplatzes und somit der Umsetzung der Maß-

nahme 61 gearbeit, um Ende 2021 diese digitale Plattform präsentieren zu können. Hier sind dann die 

Teilnehmenden aus der Umfrage und weitere Akteurinnen und Akteuren eingeladen, ihre Projekte frei-

zugeben, zu ergänzen bzw. eigenständig zu veröffentlichen. Dieser Marktplatz wird die erste digitale 

Vernetzungs- und Planungsmöglichkeit dieser Art im Bereich Wasserstoff sein. 

 

An dieser Stelle bedanken sich die Länder Brandenburg und Berlin bei allen Akteurinnen und Akteuren, 

die sich mit wertvollen Beiträgen eingebracht haben und weiterhin einbringen und somit maßgeblich 

zur Erstellung und Umsetzung dieser H2-Strategie beitragen. 
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12. Maßnahmenüberblick für eine Wasserstoffwirtschaft in Brandenburg und Berlin 

Handlungsfeld beteiligte-

Akteurin-

nen und 

Akteure 

BB und/ 

oder BE 

Maßnahmen Handlungszeitraum ab  

    2021 2030 2040 

Allgemein L, K, W BB Maßnahme 1: Brandenburgs Potenziale zur Erzeugung 

erneuerbarer Energie (EE) nutzen und auch auf heimi-

sche Produktion von Wasserstoff setzen. 

   

 L BB+BE Maßnahme 2: Priorisierte Handlungsfelder festlegen, 
um mit H2-Knappheit zu wirtschaften. Zukunftssi-

chere Optionen zuerst durchführen und Abwägungen 

zwischen direkter Elektrifikation und der Nutzung von 

wasserstoffbasierten Anwendungen treffen. 

   

 L, K BB Maßnahme 3: Positive Kommunikation des „Energie-

landes Brandenburg“ auch im Rahmen der Ansied-

lungs- und Vermarktungsstrategie 

   

       

Herstellung B, L, K BB+BE Maßnahme 4: Den Zubau von erneuerbarer Energie 

beschleunigen. 
   

 W BB+BE Maßnahme 5: Kleine Elektrolyse-Einheiten für den 

Start des Hochlaufs mit steigendem Bedarf modular 
erweitern. 

   

 B, L, W BB+BE Maßnahme 6: Neben Elektrolyse aus erneuerbarer 
Energie auch Erzeugungsarten für kohlenstoffarmen 

Wasserstoff, z. B. Pyrolyse, pilotieren.  

   

 L, K BB+BE Maßnahme 7: Zusammenschluss von Akteurinnen 

und Akteuren zur Gründung von Vertriebsgesell-

schaften zur gemeinsamen Erzeugung und Distribu-
tion von Wasserstoff fördern (Aufbau Tankstellen, 

Elektrolyseure, …).  

   

 L, K, W BB+BE Maßnahme 8: Kontinuierliches Monitoring der Erzeu-
gungskapazitäten sowie der H2-Wertschöpfung über 

den H2-Marktplatz sicherstellen. 

   

 L BB+BE Maßnahme 9: Für zukünftigen H2-Import eine nach-

haltige Importstrategie des Bundes unterstützen und 

Unternehmen animieren, sich bei Bundesinitiativen im 

Ausland zu beteiligen. 

   

 L BB+BE Maßnahme 10: Landesinteressen Brandenburgs und 

Berlins bei Gesetzgebungsverfahren auf Bundes- und 

EU-Ebene durch Bundesratsinitiativen und Stellung-

nahmen einbringen. 

   

       

Industrielle Nutzung L BB+BE Maßnahme 11: Brandenburger und Berliner Willkom-

menskultur nutzen und durch Kooperation der Lan-
desregierungen und Wirtschaftsfördergesellschaften 

Industrieansiedlung für H2- und BZ-Technologie vo-

rantreiben. 

   

 L, K BB Maßnahme 12: Industrieansiedlung primär da voran-

treiben, wo erneuerbare Energien(-potenziale) sind. 
   

 L, K BB+BE Maßnahme 13: Klimaneutrale Industrieareale durch 
das Angebot CO2-neutraler Gewerbeflächen und un-

terstützende Maßnahmen bei der grünen H2-Erzeu-

gung anreizen. 

   

 FuE BB+BE Maßnahme 14: H2-Keimzellen ausbauen.    

       

Mobilitäts- 

anwendungen 

L, K BB Maßnahme 15: Bedarfe von BZ-Fahrzeugen bündeln 

und somit Sammelbestellungen für Pkw, Nutzfahr-

zeuge und Busse ermöglichen (u. a. als ein Beitrag zur 
Erfüllung der Clean Vehicles Directive, CVD). Län-

derübergreifende Einkaufsgemeinschaft mit Berlin 

prüfen.  

   

 L, W BB+BE Maßnahme 16: Pilotprojekte für BZ-Lkw an Güterver-

teilzentren (GVZ) im Bereich der Straßengüterlogistik 
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durchführen.  

 
 L, W BB Maßnahme 17: Beantragung von EU-geförderten Pro-

jekten zur grenzübergreifenden Planung und zum Auf-

bau von H2-Betankungsinfrastruktur für den europäi-

schen Transitverkehr.  

   

 L BB Maßnahme 18: Techno-ökonomische Auswertung 

zum potenziellen Einsatz von BZ-Zügen auf nicht-

elektrifizierten Schienenwegen.  

   

 L BB Maßnahme 19: Prüfung, ob bei der Ausschreibung 

von Schienenverkehrsleistungen Vergabeverfahren so 

gestaltet werden können, dass ein Beitrag zum Klima-
schutz signifikant in der Gewichtung berücksichtigt 

wird. Dazu werden Emissions- und Innovationskrite-

rien angelegt. 

   

 L, FuE BB Maßnahme 20: Techno-ökonomische Auswertung 

zum potenziellen Einsatz von BZ-Schiffen.  

   

 L, W BB+BE Maßnahme 21: Aufbau von H2-Pilottankstellen für 
den länderübergreifenden Schiffsbetrieb mit Brenn-

stoffzellen (BZ). 

 

 
 

  

 L, W BB  Maßnahme 22: Unterstützung von Vorhaben für die 

Elektrifizierung des Flugverkehrs mit Brennstoffzel-

len.  

   

 B, L, W BB  Maßnahme 23: Beantragung und Durchführung eines 

Bundes- und EU-geförderten Pilotprojektes für die 

Produktion und den Einsatz strombasierter Kraftstoffe 

im Flugverkehr.  

   

       

Wärmeproduktion B, L, W BB Maßnahme 24: Enger Austausch und Monitoring zu 

Dekarbonisierungszielen im Gebäudesektor.  
   

 B, L, W BB+BE Maßnahme 25: Effizienzvorteile von Wärmepumpen 

ausschöpfen.  

   

 L, K BB+BE Maßnahme 26: Wärme aus Wasserstoff - Pilotprojekte     

 L, W BB+BE Maßnahme 27: Unterstützung von Pilotprojekten in 

Brandenburg oder Berlin zur Dekarbonisierung von 
Wärmenetzen durch Nutzung der Abwärme von 

Elektrolyseuren. 

   

 L BB+BE Maßnahme 28: Anreizsystem zur gezielten Standort-
wahl von Elektrolyseuren anstreben, um Abwärme 

systematisch nutzen zu können. 

   

 W BB+BE Maßnahme 29: Beimischung von Wasserstoff ins Gas-

netz zur kurzfristigen Emissionsreduktion im Wärme-

bereich (z. B. für Anlagen, die aus der EEG-Vergü-

tung herausfallen).  

   

       

Stromerzeugung B, L, W BB  Maßnahme 30: Langfristige Unterstützung von Vorha-

ben zur Entwicklung, zum Test und zur Vermarktung 
von Systemdienstleistungen für 100 Prozent EE-
Stromerzeugung mit Hilfe von H2-Systemen.  

   

 W BB+BE Maßnahme 31: Die bestehende Strom- und Gasinfra-

struktur zur Anbindung von konventionellen Kraft-

werken für H2-Erzeugungs- und Speicherprojekte er-

tüchtigen  

   

 L, K, W BB Maßnahme 32: Mindestens ein Projekt zur bedarfsge-

rechten EE-Einspeisung in das 16,7 Hz Bahnstrom-

netz mit Hilfe von H2-Systemen realisieren.  

   

       

Infrastruktur,  
Transport  

B, W BB+BE Maßnahme 33: H2-Ist-Zustandsanalyse und Transfor-
mationspfadermittlung für die Gasnetzplanung durch-

führen. Gasverbrauchende aus allen Sektoren sowie 
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Bereitstellende von erneuerbaren Gasen länderüber-

greifend in die Zielnetzplanung einbeziehen. 

 
 L, W BB+BE Maßnahme 34: Gastransport und Gasverteilung 

gleichermaßen bei Projekten zur Umstellung und Neu-

bau unterstützen. 

   

 B, L, W BB+BE Maßnahme 35: Vielversprechende Trenntechnologien 

für Gase fördern; z. B. um Wasserstoff aus (Misch-) 

Gasnetzen abzuscheiden. 

   

 B, L, K, W BB+BE Maßnahme 36: Für vorausschauendes Handeln bei In-
vestitionsentscheidungen (H2-Readiness) aufgrund der 

langen Nutzungsdauer von Gasnetzen schon heute 

Anreize setzen.  

   

 L, FuE BB Maßnahme 37 Pilotprojekt mit Forschungseinrichtung 

zur sukzessiven Umstellung von Erdgasleitungen auf 

Wasserstoff via Beimischung unter Materialgesichts-

punkten durchführen. 

   

 B, L, W BB+BE Maßnahme 38: Gezielt die Initialinfrastruktur für 

Wasserstoff entwickeln und die Voraussetzungen für 

die Vernetzung von Akteurinnen und Akteuren und 
den Ausbau dieser Infrastruktur schaffen. Beispiels-

weise strategische Ansiedlung und Entwicklung von 

H2-Hubs mit stets hoher Auslastung. 

   

       

Speicherung B, L, F, W BB+BE Maßnahme 39: Dynamische sowie regional und über-

regional abgestimmte Potenzialanalysen zu Speicher-
bedarfen und geologischen Möglichkeiten durchfüh-

ren. 

   

       

Förderung und weitere 

Rahmenbedingungen 

B, L BB Maßnahme 40: Marktbasierte Förderinstrumente prü-

fen und regional weiterentwickeln (z. B. regionale 

CfD oder CCfD).  

 

 

  

 

 L BB Maßnahme 41: Prozess für gemeinsame Erarbeitung 

von Handreichungen durch Behörden und Anlagenbe-
treibende durchführen, um Genehmigungsverfahren 

zu beschleunigen. 

   

 L, K BB Maßnahme 42: Regionen bei der überregionalen Zu-
sammenarbeit und Wissen über bundes- und EU-weite 

Förderprogramme unterstützen und vernetzen (z. B. 

bei HyLand-Wettbewerben). 

   

 B, L BB+BE Maßnahme 43: Bei öffentlichen Bauvorhaben den 

Einsatz grüner Produkte im Vergabeverfahren berück-

sichtigen (z. B. Zement oder Stahl).  

   

       

Klimaschutz L BB  Maßnahme 44: Einbetten der H2-Maßnahmen in die 

Klimaschutzbestrebungen Brandenburgs. 

   

 L, K BB+BE Maßnahme 45: Frühzeitige Positionierung zu grünem 
Wasserstoff aus erneuerbaren Energien zur Sicherung 

der Klimaneutralität bis 2045.  

   

 L, FuE BB Maßnahme 46: Wasserverfügbarkeit sowie die regio-

nenspezifischen Klimarisiken mit in die Planung von 

heimischen Erzeugungskapazitäten einbeziehen.  

   

       

Akzeptanz L, K BB Maßnahme 47: Verstärkte Informations- und Öffent-
lichkeitsarbeit zu Wasserstoff und „Energieland Bran-

denburg“ umsetzen.  

   

 L BB+BE Maßnahme 48: Kommunikation der H2-Strategie an 

Industrie, Bevölkerung und Verbände.   
   

 L, K BB Maßnahme 49: Gezielt KMU bei der Ausgestaltung 

von H2-Maßnahmen über Netzwerke einbeziehen. 

   

 L, K, W BB+BE Maßnahme 50: Wasserstoff durch positives Marketing 

und Information „anfassbar“ machen. 
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 L BB+BE Maßnahme 51: Auslobung eines Wasserstoffpreises 

für Projekte, Innovationen oder Forschung in Bran-

denburg und Berlin.  

   

       

Bildung und  

Forschung 

B, L, FuE BB+BE Maßnahme 52: Bündelung von zielgerichteten Förder-

maßnahmen, um Forschung und Innovation als strate-
gisches Element der Energie- und Wirtschaftspolitik 

zu verankern. 

   

 L, W BB+BE Maßnahme 53: Bestehende Schülerwettbewerbe (z. B. 
MINT) um das Instrument der Planspiele und um Pra-

xisprojekte mit Industrie und Forschungseinrichtun-

gen zum Thema „Bedeutung von H2 für Energiewende 

und Klimaschutz“ erweitern. 

   

 L, FuE, W BB+BE Maßnahme 54: Ausbildungsoffensive für H2-Industrie 

starten sowie Fachleute und Nachwuchsforschende im 

Bereich Wasserstoff und Brennstoffzellen ausbilden. 

   

 L, FuE, W BB+BE Maßnahme 55: Best-Practice-Projekte in Kooperation 

von Forschung und Wirtschaft sowie den Wissens- 

und Technologietransfer verstärkt fördern. 

   

 L, FuE, W BB+BE Maßnahme 56: Entwicklung wegweisender, innovati-

ver Wasserstofflösungen stärker voranbringen; hierbei 
noch stärker die Potenziale der anwendungsorientier-

ten Grundlagenforschung in enger Zusammenarbeit 

mit der Wirtschaft nutzen. 

   

 L, FuE, W BB+BE Maßnahme 57: Förderung von Projekten, in denen 

Forschungs- und Industriepartner gemeinsam Innova-
tionen aus dem Labor schneller als bisher in die An-

wendung bringen und sie nach industriellen Maßstä-

ben umsetzen. 

   

       

Synergien und  

Zusammenarbeit 

L, FuE BB+BE Maßnahme 58: Forschungsnetzwerke durch länder-

übergreifende Kooperationen und weiteren Ausbau im 

Bereich der Erzeugung, Transport, Nutzung und Spei-

cher von Wasserstoff stärken.  

   

 L BB+BE Maßnahme 59: Politische Zusammenarbeit mit den 

benachbarten Bundesländern verstetigen, um bei nöti-
gen Entscheidungen auf Bundes- und EU-Ebene 

schnell und abgestimmt reagieren zu können. 

   

 L BB+BE Maßnahme 60: Strategische Zusammenarbeit von 
Brandenburg und Berlin bei Wasserstoff und Ener-

giethemen festigen und ausbauen.  

   

 L BB+BE Maßnahme 61: Aufbau eines digitalen H2-Marktplat-
zes, um das Wachstum einer H2-Wirtschaft zu be-

schleunigen. 

   

 L, K BB+BE Maßnahme 62: „KMU-Chatroom“ schaffen, um vor-
handenes technologisches Know-how auf die neuen 

Anforderungen in der H2-Wirtschaft teilen und abfra-

gen zu können.  

   

 L, K, W BB Maßnahme 63: Zusammenarbeit mit Polen zu Wasser-
stoff verstärken.  

   

 

B Bund 

L Land 

K Kommunen 

W Wirtschaft 

FuE Forschung und Entwicklung 

BB Brandenburg 
BE Berlin 
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14. Anhang: Forschungseinrichtungen in Brandenburg und Berlin 

Die nachfolgende Darstellung ist Teil der Auswertung der Stakeholderbefragung. Die Eintragun-

gen wurden in dieser Form von den teilnehmenden Organisationen übermittelt. Es besteht 

daher kein Anspruch auf Richtigkeit und/oder Vollständigkeit der gemachten Angaben.  

 

Organisa-

tion28 

Aktuelle Tätigkeiten im Bereich H2 Geplante Tätigkeiten bis 2040 

Hochschulen Brandenburg 

BTU Cott-

bus-Senften-

berg 

H2-Forschungszentrum an der BTU Cottbus-

Senftenberg 

Weiterführung / Ausbau H2-Forschungszentrum 

 Werkstoffforschung Werkstoffforschung 

  Beständigkeit von Materialien gegen Wasser-

stoffeinfluss 

Beständigkeit von Materialien gegen Wasserstoffein-

fluss 

 Thermische Energiespeicher Thermische Speicher für Prozesse bei der Umsetzung 

von Wasserstoff 

TH Wildau Entwicklung einer Infrastruktur zur Vermitt-

lung der Ideen der Wasserstoffnutzung für 

Mobilitätsanwendungen. Hierfür sind Bil-

dungsformate und ein Reallabor geplant. 

In den nächsten zwei Jahrzehnten wollen wir insbeson-

dere für die Bauindustrie (Zement) und Abfallwirt-

schaft eine CO2-neutrale Prozesskette entwickeln hel-

fen. Weiterhin sind die Logistikketten in den Korrido-

ren Luft, Land und Wasser im Fokus. Hierzu soll insbe-

sondere das LOHC-Trägermedium in der näheren Be-

trachtung gesetzt werden. 

Fachhoch-

schule Pots-

dam 

 Forschung und Lehre zur strategischen Bedeutung und 

zum Einsatz von grünem Wasserstoff für die Dekarbo-

nisierung städtischer Energieversorgung. Z. B. gerade 

Einreichung einer Forschungsskizze beim BMBF im 

Programm „Insight“ mit dem Ziel, die Wahrnehmungen 

und Einstellungen von relevanten Akteuren im Ent-

scheidungsprozess zum Einsatz von H2-Technologie zu 

verstehen (Akzeptanz- und Entscheidungsforschung); 

generell Entwicklung von akteursbezogenen Partizipa-

tions- und Akzeptanzstrategien im Rahmen unseres 

Studien- und Forschungsschwerpunktes Urbane Zu-

kunft (siehe: urbane-zukunft.de) 

TH Branden-

burg 

Im Fokus unserer Aktivitäten steht die nach-

haltige Mobilität. 

 Zusammenarbeiten im Anwendungsge-

biet Bahntechnologie 

 - Speicherung, Antrieb, Brennstoffzelle 

Zusammenarbeit mit der Stadt Brandenburg an der Ha-

vel im Anwendungsgebiet nachhaltige Schifffahrt 

- Zusammenarbeit im Anwendungsgebiet Bahntechno-

logie (Kirchmöser/Wittenberge/Wustermark) 

Hochschulen Berlin 

Technische 

Universität 

Berlin 

Erforschung und Optimierung von Verfahren 

zur H2-Herstellung aus biogenen Roh- und 

Reststoffen sowie Verfahren zur Wandlung 

von grünem Wasserstoff in andere Energie-

träger, vor allem durch Methanisierung 

Optimierung der Steuerung und Kontrolle von Anlagen 

vom Labor- bis in den industriellen Maßstab, auch in 

dezentralen Konzepten, zusammen mit Partnern aus 

dem industriellen Umfeld; Teilnahme an Demonstrati-

onsvorhaben in urbanen und ländlichen Räumen, öko-

logische und ökonomische Bewertung in Begleitvorha-

ben 

  Erforschung und Entwicklung von wasserstoffbasierten 

Antriebstechnologien für mobile Arbeitsmaschinen und 

Fahrzeuge 

Beuth Hoch-

schule für 

Technik Ber-

lin 

 Komponententests, Systemtests an Prüf-

ständen 

 Simulation von Komponenten und Sys-

temen (Tanks, Leitungen, Verdichter, 

Reformierung, Brennstoffzellen, Bren-

ner, Wärmetauscher für Wasserstoff) 

 Energiesystemmodellierung 

 PtG, Integration Elektrolyseure in Strom- und 

Gasnetz 

 H2-Speicherung 

 Szenario-Untersuchung Sektorkopplung 

 Kommunikation von Energiewendethemen 

 Deutliche Erweiterung der modularen Simulation-

sumgebung für Energiesysteme 
 

28 Nachträglich hinzugefügt wurden das Reiner Lemoine Institut (erstellte die H2-Roadmap) sowie das Fraunhofer 

IEG (Mitherausgeber der Studie „H2-Masterplan für Ostdeutschland“). 
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 Regelungsentwicklung, Optimierung der 

Betriebsweise, Digital-Twin-Program-

mierung, Programmierung von Steuerge-

räten 

 Integration Wasserstoffinfrastruktur in 

Energieversorgungssystem 

 Sektorkopplung 

 Systemanalytische Fragestellungen 

Forschungsinstitute 

Bundesan-

stalt für Ma-

terialfor-

schung und -

prüfung 

(BAM) 

Die BAM forscht, prüft, berät ganzheitlich 

und interdisziplinär unter einem Dach im 

Kompetenzzentrum H2Safety@BAM 

 Charakterisierung/Beurteilung Eignung 

von Materialien/Werkstoffen für si-

chere/nachhaltige Nutzung der Kompo-

nenten, Anlagen und Systeme, Modellie-

rung wasserstoffabhängiger Material- 

und Werkstoffeigenschaften über die 

Nutzungsdauer, Bestimmung Werk-

stoffveränderungen unter extremen Be-

dingungen 

 Bauteilprüfung, Berücksichtigung von 

Alterungsmechanismen hinsichtlich 

Bauteilintegrität und Lebensdauer, dyna-

mischen Lastprofile bei Wasserstoffspei-

chern, Structural Health Monitoring 

 Gasreinheitsuntersuchungen, Rückfüh-

rung von Energiegasen durch Referenz-

gase, Prüfung/Bewertung funktionale Si-

cherheit von Sensoren 

 Auswirkungsbetrachtungen bei (unfall-

bedingtem) Versagen von Anlagen/Sys-

temen, Bewertung von Sicherheitskon-

zepten 

 Erarbeitung entsprechender Regularien, 

Normen und Standards 

 Netzwerkarbeit, u. a. im Forschungs-

netzwerk H2 und HER 

 Ausbau des Kompetenzzentrums H2Safety@BAM 

 Aufbau eines Testareals Wasserstoffsicherheit für 

die Erweiterung des Prüf- und Entwicklungsport-

folios zur Unterstützung des avisierten Markthoch-

laufs 

 Ausbau der Aktivitäten zur Untersuchung von Ma-

terialeigenschaften und -kompatibilitäten, zur Bau-

teilprüfung, -sicherheit und Zulassung, zur Senso-

rik und Referenzmaterialien sowie zur Prozess- 

und Anlagensicherheit 

 Aufbau einer Nachwuchsförderung, z. B. im Rah-

men einer Graduiertenschule und einer BAM 

Academy 

 Beteiligung an nationalen/europaweiten Förder-

programmen 

Deutsches 

GeoFor-

schungsZent-

rum 

Potsdam 

(GFZ) 

Seit 2012 wurde am GFZ notwendige Kom-

petenz im Rahmen der Projekte H2STORE, 

H2ReacT und ES2050 im Bereich H2-For-

schung aufgebaut, basierend auf den Erfah-

rungen im CO2-Speicherpilotprojekt Ketzin. 

Das GFZ besitzt ein zertifiziertes Labor, das 

für Experimente mit 100 % Wasserstoff unter 

Reservoir-Bedingungen mit Drücken bis zu 

300 bar zugelassen ist. Das GFZ hat sich hier 

einen Vorsprung gegenüber Mitbewerbern er-

arbeitet, da deutschlandweit nur wenige sol-

cher Labore vorhanden sind. Forschungsvor-

haben zum Thema Wasserstoff konzentrieren 

sich auf geophysikalisches, geochemisches 

und mikrobiologisches Prozessverständnis. 

Im Bereich der Grundlagenforschung be-

schäftigt sich das GFZ ergänzend auch mit 

der übertägigen Speicherung von Wasserstoff 

in Gashydraten.  

Mittelfristig wird vom GFZ mit weiteren Partnern aus 

Wissenschaft und Industrie ein Pilotprojekt für die 

Speicherung von 100% Wasserstoff in einem Poren-

speicher (Aquifer) angestrebt. In einer ersten Phase 

wird der untertägige Speicher erschlossen, die Speiche-

rung in mehreren Zyklen erprobt und dann in ein sekto-

rengekoppeltes Energiesystem integriert. Nach einer 

ersten Machbarkeitsphase (2025-30) schließt sich ab 

2030 eine Wirtschaftlichkeitsanalyse an. Danach 

könnte bis 2040 der Markthochlauf für H2-Porenspei-

cher erfolgen. 

 FuE energetische Nutzung des unterirdischen 

Raumes 

Machbarkeit der unterirdischen Speicherung von Was-

serstoff 

Institut für 

CO2-arme 

Industriepro-

zesse Deut-

sches Zent-

rum für Luft- 

Produktion von Wasserstoff und seine Spei-

cherung 

Nachhaltige Energieversorgung zur Gestaltung der 

Energiewende und das Erreichen der deutschen und 

globalen Klimaziele und CO2-Minderung für industri-

elle Prozesse 
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und Raum-

fahrt (DLR)- 

Fraunhofer 

IAP 

Entwicklung von Werkstoffen für H2-

(Druck)behälter: Matrixharze für Faserver-

bundwerkstoffe 

Entwicklung von Werkstoffen für H2-(Druck)behälter: 

Matrixharze für Faserverbundwerkstoffe, insbesondere 

unter Nutzung von Additive Manufacturing Technolo-

gien 

 Tanks und Speichertechnologien Tanks und Speichertechnologien 

Fraunhofer 

IEG 
 Modellierung und Analyse gekoppelter 

Infrastrukturen mit Fokus auf die Inter-

aktion von Wasserstoff-, Strom-, und 

Wärmenetzen 

 Techno-ökonomische Analyse regiona-

ler und globaler Wasserstoffpotenziale 

und -wertschöpfungsketten 

 Detaillierte Bedarfsplanung und Design 

von Gasinfrastruktur in einem künftigen 

Energiesystem unter Betrachtung aller re-

levanten Wechselwirkungen und mit 

Blick auf den Umbau von Erdgasnetzen 

zu Wasserstoffnetzen bzw. dem Neubau 

solcher Netze  

 

 Modellierung und Analyse gekoppelter Infrastruk-

turen mit Fokus auf die Interaktion von H2-, 

Strom-, und Wärmenetzen 

 Techno-ökonomische Analyse regionaler und glo-

baler Wasserstoffpotenziale und -wertschöpfungs-

ketten 

 Detaillierte Bedarfsplanung und Design von 

Gasinfrastruktur in einem künftigen Energiesystem 

unter Betrachtung aller relevanten Wechselwirkun-

gen und mit Blick auf den Umbau von Erdgasnet-

zen zu H2-Netzen bzw. dem Neubau solcher Netze  

 Entwicklung von Materialien und Komponenten 

für den sicheren Betrieb von Wasserstoffnetzen 

 Qualifizierung und Entwicklung von Komponen-

ten und Materialien für die Integration und den si-

cheren Betrieb von untertägigen Speichern in H2-

Transportnetze, inkl. der Aufreinigung von Was-

serstoff 

 Umbau bestehender Netze für multi-modalen Be-

trieb von H2 und CH4 

 Optimierte Integration von Elektrolyseuren in Gas- 

und Wärmenetze 

 

Institute For 

Advanced 

Sustainabil-

ity Studies 

(IASS) Pots-

dam 

Governance, Geopolitik der Wasserstoffwirt-

schaft, Monitoring, Industrie- und Innovati-

onspolitik 

Forschung zu Governance und Geopolitik der Wasser-

stoffwirtschaft sowie Industrie- und Innovationspolitik 

Kompetenz-

zentrums 

Klimaschutz 

in energiein-

tensiven In-

dustrien 

(KEI) 

Berät und fördert energieintensive Industrien 

in Deutschland zum Thema Treibhausgas-

minderung.  

Treibhausgasneutralität bis 2050  

Max-Del-

brück-Center 

für moleku-

lare Medizin 

(MDC) Ber-

lin 

Weiterentwicklung unseres Standorts auf dem 

Campus Buch 

Planung einer nachhaltigen, CO2-freien Ener-

gieversorgung 

Es besteht die Idee eine KWKK-Anlage zu errichten, 

die Wasserstoff als Brennstoff nutzt. Für die Elektro-

lyse wollen wir weitere PV-Anlagen bauen. 

Potsdam-

Institut für 

Klimafolgen-

forschung 

(PIK) 

Analyse der CO2-Benefits von Wasserstoff 

im urbanen Transportsektor 

./. 

PI Photovol-

taik-Institut 

Berlin AG 

Technische Bewertung von Photovoltaik 

Parks inkl. Labortest und vor Ort Untersu-

chung in Feld und Produktion. 

Dazu gehören neben Wechselrichtern und 

Aufständerung auch Speicher, d. h. im Mo-

ment ausschließlich stationäre Batterien, per-

spektivisch Wasserstofferzeugung. 

Technische Bewertung von Solarparks und Speicher-

technologien, d. h. Batterien, H2- und Wärmespeiche-

rung 

Reiner 

Lemoine 

Institut 

Unabhängige Forschung und Beratung  

 Studien zur Energie- und Verkehrs-

wende 

Unabhängige Forschung und Beratung  

 Studien zur Energie- und Verkehrswende 

 Initiierung anwendungsnaher Projekte 
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 Initiierung anwendungsnaher Projekte 

 wissenschaftliche Begleitung von Kom-

munen und Regionen zu H2-Aktivitäten 

durch „Stakeholder Empowerment Tools 

(STAMP) 

 Ausgründungen für die Softwareentwicklung 
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